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B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung
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Naturschutzgebiet 

 

 

Präambel 

Diese Verordnung bezieht sich auf das Naturschutzgebiet 
,,Mesumer Mark" in den Gemarkungen Mesum und 
Emsdetten, Stadt Rheine und Stadt Emsdetten, Kreis 
Steinfurt, das im Rahmen des Feuchtwiesen-
schutzprogramms mit ordnungsbehördlicher Verordnung 
vom 27.10.1988 ausgewiesen wurde. 

Das Gebiet zeichnet sich durch Grünlandflächen aus, die 
weitgehend einer extensiven landwirtschaftlichen Nut-
zung unterliegen. Hervorzuheben sind die selten ge-
wordene Grünlandgesellschaft Feuchte Weidelgras-
Weißkleeweide und 9 Pflanzenarten der Roten Liste. 
Hierzu zählen die stark gefährdete Faden-Binse und die 
gefährdete Trauben-Trespe. 

Die Mesumer Mark ist ein traditioneller, regional be-
deutsamer Rastplatz für durchziehende Vogelarten sowie 

ein wichtiges Brutgebiet für den Kiebitz, den Großen 
Brachvogel, die Schafstelze und die Uferschnepfe. 
Darüber hinaus brüten hier auch immer wieder der Au-
sternfischer, der Baumfalke, der Neuntöter, die Wachtel 
und der Wachtelkönig. 

Wichtiges Ziel dieser Verordnung ist der Erhalt bzw. die 
Entwicklung und extensive Bewirtschaftung des Grün-
landkomplexes mit Feucht- und Magergrünland als 
Lebensraum für Wat- und Wiesenvögel. Das Gebiet 
nimmt wegen seines Entwicklungspotentials eine heraus-
ragende Stellung im landesweiten Verbund der Feucht-
wiesenschutzgebiete ein. 

Mit dieser Verordnung werden außerdem die Vorgaben 
des Gebietsentwicklungsplanes, Teilabschnitt Münster-
land, mit der Darstellung eines "Bereiches für den Schutz 
der Natur" konkretisiert und erfüllt. 
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Rechtsgrundlagen 

Aufgrund 

- des § 42 a Abs. 1 und 3 in Verbindung mit den 
§§ 20 und 34 Abs. 1 des Gesetzes zur Sicherung des Na-
turhaushalts und zur Entwicklung der Landschaft (Land-
schaftsgesetz - LG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21.07.2000 (GV. NRW. S. 568), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19.06.2007 (GV. 
NRW. S. 266), 

- der §§ 12, 25 und 27 des Gesetzes über Aufbau 
und Befugnisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbe-
hördengesetz - OBG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 13.05.1980 (GV. NRW. S. 528), zuletzt 
geändert durch Artikel 73 vom 05.04.2005 (GV. NRW. 
S. 274) und 

- des § 20 Abs. 1 Landesjagdgesetz (LJG-
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
07.12.1994 (GV. NW. 1995 S. 2, ber. 1997 S. 56), zuletzt 
geändert durch Artikel IV des Gesetzes vom 19.06.2007 
(GV. NRW. S. 226), 

wird - hinsichtlich der Regelungen der Ausübung der 
Jagd im Einvernehmen mit der Oberen Jagdbehörde des 
Landes NRW - verordnet: 

 

 

§ 1 
Schutzgebiet 

 

(1) Das Naturschutzgebiet ,,Mesumer Mark" ist ca. 46,5 
ha groß und liegt im Kreis Steinfurt im Gebiet der Stadt 
Rheine und der Stadt Emsdetten. 

Die Lage des Gebietes ist in der Karte 
- im Maßstab 1 : 25 000 (Übersichtskarte, Anlage I) 
und die genaue Abgrenzung des Gebietes in der Karte  
 im Maßstab 1 : 5 000 (Detailkarte, Anlage II) 
dargestellt. 

Das Naturschutzgebiet umfasst folgende Flurstücke  

Gemarkung Emsdetten 
Flur 22 
Flurstücke 55, 58 tlw., 59 tlw., 62 bis 76, 83, 84 tlw. 

Flur 24 
Flurstücke 16 - 22, 339 tlw., 341, 406, 407 tlw., 419 tlw. 

Gemarkung Mesum 
Flur 13 
Flurstücke 77 tlw., 78 tlw., 79 tlw., 80, 81, 84 - 96, 107 -
111, 212 tlw. 
Flur 15 
Flurstücke 2 tlw., 4 - 5 

Bei den Flächen 

Gemarkung Emsdetten 
Flur 22 Flurstück 55 tlw., 64, 69 tlw., 72 tlw., 83 tlw., 
Flur 24 Flurstücke 19, 20, 21 

Gemarkung Mesum 
Flur 13 Flurstücke 91,111 
handelt es sich um vegetationskundlich bedeutsame 
Flächen. 
Die Anlagen I und II sind Bestandteile dieser Ver-
ordnung. 

Die als Anlage II bezeichnete Karte im Maßstab 1 : 5 000 
kann aus drucktechnischen Gründen an dieser Stelle nicht 
veröffentlich werden. Sie wird im Wege der Ersatz-
veröffentlichung durch die Möglichkeit der Einsicht-
nahme bekannt gemacht. 
 
(2) Diese Verordnung mit Anlagen kann während der 
Dienststunden bei folgenden Behörden eingesehen wer-
den: 
a) Bezirksregierung Münster 

- Höhere Landschaftsbehörde - 
Domplatz 1 - 3 48143 Münster 

b) Landrat des Kreises Steinfurt 
- Untere Landschaftsbehörde – 
Dienstgebäude Tecklenburg 
Landrat-Schultz-Straße 1 
49545 Tecklenburg 

c) Bürgermeister der Stadt Emsdetten 
Am Markt 1 
48282 Emsdetten 

d)  Bürgermeisterin der Stadt Rheine 
Klosterstraße 14 
48431 Rheine 

 
 

§ 2 
Schutzzweck und Schutzziel 

 
(1) Das in § 1 näher bezeichnete Gebiet wird als 
Naturschutzgebiet gemäß § 20 LG ausgewiesen. 
 
(2) Die Unterschutzstellung erfolgt 

a) zur Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung 
von Lebensgemeinschaften und Lebensstätten, insbeson-
dere von Pflanzen und Pflanzengesellschaften des offe-
nen Wassers und des feuchten Grünlandes sowie von 
seltenen und z. T. stark gefährdeten landschaftsraum-
typischen Pflanzen- und Tierarten u. a. von seltenen, zum 
Teil gefährdeten Wat- und Wiesenvögeln, Amphibien 
und Wirbellosen; 
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b) zur Erhaltung und Entwicklung eines großflächigen 
Feuchtwiesenbereiches als Rast- und Überwinterungs-
gebiet sowie bedeutsames Brutgebiet für zahlreiche, z. T. 
stark gefährdete Vogelarten; 
c) aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen, landes-
kundlichen und erdgeschichtlichen Gründen, wegen der 
biogeographischen Bedeutung und wegen der dort vor-
kommenden schutzwürdigen Böden: Böden mit extremen 
Wasser- und geringen Nährstoffangeboten als natürlicher 
Lebensraum sowie regionaltypische oder besonders 
seltene Böden als Archiv der Natur- und Kultur-
geschichte ; 
d) wegen der Unersetzbarkeit, Seltenheit, besonderen Ei-
genart und der hervorragenden Schönheit des Gebietes; 
e) zur Sicherung des Naturhaushaltes und zur Abwehr 
schädlicher Einwirkungen und negativer Veränderungen 
ökologischer Zusammenhänge; 
f) als Bestandteil eines Biotopverbundes von landesweiter 
Bedeutung. 
 
(3) Die über die Verordnungsdauer hinausgehende lang-
fristige Zielsetzung für das Gebiet ist die Erhaltung, 
Sicherung und weitere Entwicklung einer charakteri-
stischen, weitgehend offenen Feuchtwiesenlandschaft 
sowie die Sicherung eines stabilen, landschaftstypischen 
Wasser- und Nährstoffhaushaltes. Zum Schutz der nähr-
stoffarmen Lebensräume ist die Extensivierung des 
Grünlandes sicherzustellen. 
 
 

§ 3 
Allgemeine Verbotsregelungen 

 
(1) In dem Naturschutzgebiet sind, soweit der nach-
folgende Absatz 2 und die §§ 4 - 6 dieser Verordnung 
nicht etwas Anderes bestimmen, alle Handlungen ver-
boten, die zu einer erheblichen oder nachhaltigen Beein-
trächtigung oder Störung oder zu einer Zerstörung, 
Beschädigung oder Veränderung des Naturschutzgebietes 
oder seiner Bestandteile führen können (Verschlechte-
rungsverbot). 
 
(2) In dem geschützten Gebiet ist es insbesondere ver-
boten: 
1. bauliche Anlagen zu errichten, zu ändern oder deren 
Nutzung zu ändern, auch wenn dafür keine Plan-
feststellung, Genehmigung oder Anzeige erforderlich ist; 
Begriffsbestimmung: 
Bauliche Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind die in 
§ 2 Abs. 1 Bauordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (Landesbauordnung - BauO NRW -) vom 
01.03.2000 (GV. NRW. S. 255) in der jeweils geltenden 
Fassung definierten Anlagen, hierzu zählen auch Stege, 
Camping- und Wochenendplätze, Viehhütten, Jagd-
kanzeln, offene Hochsitze und Ansitzleitern sowie Ver-
kehrsanlagen, Wege und Plätze einschließlich deren 
Nebenanlagen; 

unberührt bleibt die Wiederherstellung oder der 
Ersatz bestehender geschlossener Jagdkanzeln 
in der Zeit vom 01.10. bis 01.03. 

Ausnahme: 
Für die Errichtung von Viehhütten, Ansitzleitern, offenen 
Hochsitzen und Jagdkanzeln (einschließlich mobiler 

Jagdkanzeln) erteilt die Untere Landschaftsbehörde auf 
Antrag eine Ausnahmegenehmigung, soweit diese nach 
Standort und Gestaltung dem Schutzzweck und Schutz-
ziel nicht entgegen stehen; 
Hinweis: 
Das Erfordernis, vor Errichtung einer jagdlichen Ein-
richtung die Erlaubnis des Flächeneigentümers einzu-
holen, bleibt bestehen. 

2. Leitungen aller Art einschließlich ober- und unter-
irdischer Ver- und Entsorgungseinrichtungen und Fern-
meldeeinrichtungen anzulegen oder zu ändern; 
Ausnahme: 
Die Unterhaltung von Ver- und Entsorgungsleitungen 
einschließlich Fernmeldeeinrichtungen sowie die Neu-
anlage oder Änderung auf öffentlichen Verkehrswegen 
sind außerhalb der vom 15.03. bis 15.06. währenden 
Brutzeit ausgenommen, sofern die Maßnahme der Unte-
ren Landschaftsbehörde des Kreises Steinfurt vorher 
angezeigt wird und diese nicht binnen eines Monats 
hiergegen Bedenken erhebt. 

3. Zäune und andere Einfriedungen anzulegen oder zu 
ändern; 

unberührt bleibt die Errichtung und Unter-
haltung ortsüblicher Weidezäune; 

4. Werbeanlagen, Werbemittel, Schilder, Beschriftungen 
oder Beleuchtungen zu errichten, anzubringen oder zu 
verändern; 

unberührt bleibt die Erneuerung bestehender 
Hinweistafeln in bestehender Art und Größe, 
die Errichtung oder das Anbringen behördlich 
genehmigter Schilder oder Beschriftungen so-
weit sie ausschließlich auf den Schutzzweck 
des Gebietes hinweisen oder als Orts- und Ver-
kehrshinweise, Wegmarkierungen oder Warn-
tafeln dienen; 

5. Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen, Zelte oder 
Warenautomaten oder ähnliche, dem zeitweiligen Auf-
enthalt von Menschen dienende Anlagen aufzustellen; 
Kraftfahrzeuge, Wohnwagen, Wohnmobile oder Wohn-
container abzustellen oder Stellplätze für sie anzulegen; 

6. Camping-, Zelt-, Picknick- oder Lagerplätze anzu-
legen; zu lagern, zu zelten, zu grillen oder Feuer zu 
machen; 

7. Anlagen für den Wasser-, Luft- Schieß- und Modell-
flugsport zu errichten sowie mit Modellflugzeugen, 
Flugdrachen, Ultraleichtflugzeugen, Gleitschirmen und 
Ballons zu starten oder zu landen, und das Gebiet mit die-
sen zu überfliegen; 

8. Motor-, Wasser-, Eis-, Schieß-, Luft- und Modellsport 
auszuüben und Modellfahrzeuge jeglicher Art zu be-
treiben; 

9. Gewässer (einschließlich Fischteiche) neu anzulegen, 
fließende oder stehende Gewässer einschließlich ihrer 
Ufer zu verändern, zu beseitigen, in eine intensivere Nut-
zung zu überführen oder hinsichtlich ihrer sonstigen Ei-
genschaften nachteilig zu verändern; 

10. Gewässer mit Fahrzeugen aller Art zu befahren, in 
ihnen zu baden oder ihre Eisflächen zu betreten bzw. zu 
befahren; 

unberührt bleibt das Betreten der Eisfläche zum 
Bergen von Wild im Rahmen der ordnungs-
gemäßen Ausübung der Jagd; 

11. Gewässer fischereilich zu nutzen; 
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12. Entwässerungs- und andere, den Wasserhaushalt des 
Gebietes verändernde Maßnahmen vorzunehmen sowie 
den Grundwasserstand abzusenken (z.B. durch Neuan-
lage von Gräben oder Dränagen); 

13. Gewässer zu düngen, zu kalken oder mechanische, 
physikalische, chemische und biologische Veränderungen 
durchzuführen, die die Beschaffenheit bzw. die Ökologie 
der Gewässer negativ beeinträchtigen können; 

14. Maßnahmen zur Unterhaltung der Gewässer, die nicht 
in den jährlich zu erstellenden Unterhaltungsplänen ent-
halten sind, ohne Benehmen mit der Unteren Land-
schaftsbehörde durchzuführen; 

15. Wege, Straßen und Plätze anzulegen, zu verändern 
oder in eine höhere Ausbaustufe zu überführen; 
Ausnahme: 
Die Unterhaltung bestehender Straßen und Wege mit 
standortangepasstem Material außerhalb der vom 15.03. 
bis 15.06. währenden Brutzeit, sofern die Maßnahme der 
Unteren Landschaftsbehörde des Kreises Steinfurt vorher 
angezeigt wird und diese nicht binnen eines Monats hier-
gegen Bedenken erhebt. 

16. die Flächen abseits von Straßen, Wegen, Park- und 
Stellplätzen zu betreten, zu befahren (dies gilt auch für 
das Befahren mit Fahrrädern und Kutschen), auf ihnen zu 
reiten sowie Fahrzeuge außerhalb der speziell dafür 
gekennzeichneten Park- und Stellplätze abzustellen; 

unberührt bleiben: 
a) das Betreten und Befahren im Rahmen der 
ordnungsgemäßen Landwirtschaft unter Beach-
tung der Grundsätze der guten fachlichen Praxis 
sowie das Betreten und Befahren im Rahmen 
der Gewässerunterhaltung, 
b) das Betreten im Rahmen der ordnungs-
gemäßen Ausübung der Jagd, soweit es nicht an 
anderer Stelle dieser Verordnung und insbe-
sondere durch die §§ 3 und 5 eingeschränkt 
oder verboten ist; 
c) das Betreten durch den Eigentümer oder 
Nutzungsberechtigten, 
d) das Betreten im Rahmen der ordnungsge-
mäßen Ausübung der Imkerei soweit es nicht 
an anderer Stelle dieser Verordnung und insbe-
sondere durch § 3 Abs. 2 Nr. 19 b) einge-
schränkt ist; 
e) das Betreten und Befahren zur Durchführung 
behördlicher Überwachungsaufgaben und Un-
terhaltungsmaßnahmen; 

17. Hunde unangeleint laufen zu lassen sowie Hunde-
sportübungen, -ausbildungen und -prüfungen durchzu-
führen; 

unberührt bleibt der Einsatz von Hütehunden 
im Rahmen der Schäferei und der Einsatz von 
Jagdhunden im Rahmen der ordnungsgemäßen 
Ausübung der Jagd, jedoch nicht die Aus-
bildung von Jagdhunden; 

18. wildlebende Tiere zu füttern, ihnen nachzustellen, sie 
zu beunruhigen, zu fangen, zu verletzen oder zu töten; 
Puppen, Larven, Eier und sonstige Entwicklungsformen 
sowie Nester oder sonstige Nist-, Brut-, Wohn- und Zu-
fluchtsstätten dieser Tiere der Natur zu entnehmen, sie zu 
beschädigen oder zu zerstören sowie diese Tiere durch 
Lärmen, Aufsuchen, Fotografieren, Filmen oder ähnliche 
Handlungen zu stören; 

unberührt bleibt die ordnungsgemäße Aus-
übung der Jagd, soweit sie nicht an anderer 
Stelle dieser Verordnung und insbesondere 
durch die §§ 3 und 5 eingeschränkt oder ver-
boten ist. 

19. Tiere, Bäume, Sträucher oder sonstige Pflanzen oder 
entwicklungsfähige Pflanzenteile einzubringen, anzusie-
deln bzw. auszusetzen;  

unberührt bleiben 
a) die ordnungsgemäße Landwirtschaft unter 
Beachtung der Grundsätze der guten fachlichen 
Praxis, soweit diese nicht an anderer Stelle 
dieser Verordnung und insbesondere durch § 4 
eingeschränkt oder verboten ist; 
b) die ordnungsgemäße Ausübung der Imkerei, 
soweit die Standorte für das Aufstellen von 
Bienenhäusern oder Bienenvölkern in mobilen 
Anlagen mit der Unteren Landschaftsbehörde 
abgestimmt sind; 

20. Erstaufforstungen vorzunehmen sowie Sonderkul-
turen, wie z.B. Weihnachtsbaum- oder Schmuckreisig-
kulturen, Kurzumtriebsplantagen oder Baumschulen an-
zulegen; 

21. Wiederaufforstungen bestehender Waldflächen und 
Nachpflanzungen von Gehölzen und Hecken mit nicht 
zur potentiell natürlichen Vegetation gehörenden Pflan-
zen vorzunehmen sowie Pflanzmaterial ungeeigneter 
Herkünfte zu verwenden; 

22. Bäume, Sträucher oder sonstige wildwachsende 
Pflanzen sowie Pilze ganz oder in Teilen zu beschädigen, 
zu beseitigen, auszugraben oder Teile davon abzutrennen 
oder auf andere Weise in ihrem Wachstum oder Bestand 
zu beeinträchtigen. Als Beschädigung gilt auch das Ver-
letzen des Wurzelwerkes (z.B. durch Pflügen) oder der 
Rinde und jede Handlung, die geeignet ist, das Wachstum 
und die Entwicklung zu beeinträchtigen; 

unberührt bleibt die ordnungsgemäße Land-
wirtschaft unter Beachtung der Grundsätze der 
guten fachlichen Praxis, soweit diese nicht an 
anderer Steller dieser Verordnung und insbe-
sondere durch § 4 eingeschränkt oder verboten 
ist; 

23. Aufschüttungen, Verfüllungen, Abgrabungen, Aus-
schachtungen oder Sprengungen sowie andere die Bo-
dengestalt verändernde Maßnahmen durchzuführen und 
Boden- oder Gesteinsmaterial zu entnehmen, zu ge-
winnen oder aus dem Gebiet zu entfernen; 

24. Abfallstoffe aller Art (einschließlich Grün- und Gar-
tenabfällen), Boden, Bauschutt, Altmaterial sowie andere 
landschaftsfremde flüssige oder feste Stoffe oder land-
schaftsfremde Gegenstände, die geeignet sind das Land-
schaftsbild oder den Naturhaushalt zu beeinträchtigen 
oder zu gefährden, kurzfristig oder auf Dauer zu lagern, 
auf- bzw. einzubringen, in Gewässer oder in das Grund-
wasser einzuleiten oder sich ihrer in anderer Weise zu 
entledigen; 

25. bislang land- und forstwirtschaftlich nicht genutzte 
Flächen zu bewirtschaften, mit Pflanzenschutzmitteln (in-
klusive Schädlingsbekämpfungsmittel und Bodenbehand-
lungsmittel) oder sonstige Bioziden zu behandeln, zu 
düngen oder zu kalken; 

unberührt bleibt die Bewirtschaftung von 
Flächen, die im Rahmen landwirtschaftlicher 
Förderprogramme (z.B. Flächenstilllegungspro-
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gramm) zurzeit des Inkrafttretens dieser Ver-
ordnung nicht genutzt werden, nach Ablauf der 
vertraglichen Regelung.  

 
 

§ 4 
Landwirtschaftliche Regelungen 

 
(1) Die ordnungsgemäße Landwirtschaft kann - außer auf 
den vegetationskundlich bedeutsamen Flächen – ent-
sprechend den Grundsätzen der guten fachlichen Praxis 
fortgeführt werden. 
Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bodennutzung, 
die über die in den §§ 3 und 4 aufgeführten Ein-
schränkungen hinaus gehen und die zur Herstellung oder 
Wiederherstellung von Lebensgemeinschaften im Sinne 
von § 2 zweckmäßig sind, bleiben freiwilligen Ver-
einbarungen mit den betroffenen Landwirten vorbehalten. 
 
Hinweis: 
Flächen, die auf der vertraglichen Basis der Sonder-
programme des Naturschutzes des Landes Nordrhein-
Westfalen bereits von Acker in Grünland umgewandelt 
worden sind oder zukünftig umgewandelt werden, dürfen 
gemäß § 3a Abs. 2 LG nach Vertragsablauf wieder in 
ihren Ursprungszustand zurückgeführt werden, soweit 
nach Ablauf des Vertrags ein Recht darauf besteht. 
 
(2) Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es 
verboten: 

1. Grünland umzuwandeln oder umzubrechen. 
Ausnahme: 
Pflegeumbrüche und Wiedereinsaaten können außerhalb 
der vegetationskundlich bedeutsamen Flächen unter Be-
achtung des in § 2 formulierten Schutzzieles nach vor-
angegangener Anzeige bei der Unteren Landschafts-
behörde in der Zeit vom 01.07. bis 30.09. durchgeführt 
werden. Mit der Maßnahme darf erst begonnen werden, 
wenn die Untere Landschaftsbehörde nicht binnen eines 
Monats nach der Anzeige hiergegen Bedenken erhebt; 
Begriffsbestimmung: 
Umwandlung ist eine auf Dauer angelegte Veränderung 
von Grünland oder Brachflächen in Acker oder eine 
andere Nutzungsart. 
Pflegeumbruch ist eine im Rahmen der ordnungsge-
mäßen Landwirtschaft vorübergehende mechanische Ver-
änderung von Grünland und die sofortige Wiederher-
stellung der Fläche als Dauergrünland nach dem Um-
bruch; 

2. Düngemittel oder Wirtschaftsdünger auf Brachflächen, 
Uferböschungen und Feldrainen anzuwenden oder auf 
Brachflächen, Uferböschungen, Feldrainen und vegeta-
tionskundlich bedeutsamen Flächen zu lagern; 

3. die Pflanzendecke abzubrennen oder mit chemischen 
Mitteln niedrig zu halten; 

4. außerhalb von Ackerflächen Silage- und Futtermieten 
anzulegen sowie Stallmist, Heu- und Silageballen und 
andere landwirtschaftliche Stoffe und Geräte zu lagern; 

5. die Neuanlage von Gräben oder Dränagen zur Ab-
senkung des Grundwasserstandes sowie die Anlage von 
Mulden zur Ableitung von Oberflächenwasser; 

Hinweis: 
Hiervon unberührt bleibt die Unterhaltung oder Er-
neuerung bestehender Dränagen, Gräben und Gewässer, 
wobei jedoch die entwässernde Wirkung bzw. Vorflut 
nicht über das Maß zum Zeitpunkt der erstmaligen Un-
terschutzstellung (Verordnung vom 27.10.1988) hinaus 
verändert werden darf. 
 
 

§ 5 
Jagdliche Regelungen 

 
(1) Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es 
verboten: 

1. Wildfütterungsanlagen, Wildäsungsflächen, Wildäcker 
und Wildfütterungsplätze einschließlich Kirrungen außer-
halb von Ackerflächen anzulegen sowie vorhandene 
Wildäsungsflächen und Wildäcker zu düngen oder mit 
Pflanzenschutzmitteln (inklusive Schädlingsbekämp- 
fungsmitteln und Bodenbehandlungsmittel) oder sonsti- 
gen Bioziden zu behandeln; 
Hinweis: 
Die Verordnung über die Bejagung, Fütterung und Kir-
rung von Wild (Fütterungsverordnung) vom 23.01.1998 
(GV. NRW. S. 186, ber. S. 380), in der jeweils gültigen 
Fassung, ist zu beachten; 

2. in Notzeiten Wildfütterungen auf vegetationskundlich 
bedeutsamen Flächen vorzunehmen; 

3. das Naturschutzgebiet außerhalb von Straßen und We-
gen zu befahren mit Ausnahme zur Versorgung des 
kranken oder verletzten Wildes gemäß § 22a Abs. 1 Bun-
desjagdgesetz (BJagdG) vom 29.09.1976 (BGBl. I S. 
2849) in der jeweils gültigen Fassung und zur Bergung 
des erlegten Wildes sowie zum notwendigen Ersatz be-
stehender Ansitzeinrichtungen in der Zeit vom 01.10. - 
01.03.; 

4. jagdbare Tiere auszusetzen; 

5. „Kunstbauten" (z. B. zur Fuchsbejagung) anzulegen. 
Ausnahme: 
Die Untere Landschaftsbehörde erteilt auf Antrag eine 
Ausnahme, sofern Standort und Anzahl sowie der 
Zeitpunkt dem Schutzzweck und Schutzziel nicht ent-
gegenstehen. 
 
(2) Einschränkungen der jagdlichen Nutzung, die über die 
in den §§ 3 und 5 aufgeführten Einschränkungen hin-
ausgehen und die zum Schutz von Arten oder zur Her-
stellung oder Wiederherstellung von Lebensgemein-
schaften im Sinne von § 2 zweckmäßig sind, bleiben 
freiwilligen Vereinbarungen mit den betroffenen Jagd-
rechtsinhabern vorbehalten. 
 
 

§ 6 
Nicht betroffene Tätigkeiten 

 
Unberührt von den Verboten dieser Verordnung bleiben: 

1. von der Unteren Landschaftsbehörde angeordnete, ge-
nehmigte oder selbst durchgeführte Pflege-, Ent-
wicklungs- und Sicherungsmaßnahmen; 

 



262 Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster 

2. sonstige bei Inkrafttreten dieser Verordnung recht-
mäßig ausgeübte Nutzungen und Befugnisse, die War-
tung und Unterhaltung sowie der notwendige Ersatz 
bestehender Anlagen, einschließlich Verkehrsanlagen, 
Wege und Plätze und Gewässer, sofern diese Verordnung 
keine andere Regelung enthält (für die Wartung und 
Unterhaltung von Versorgungsleitungen, Straßen und 
Wege siehe insbesondere § 3 Abs. 2 Nr. 2 und 15 dieser 
VO); 

3. die zur Abwendung von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung oder zur Beseitigung eines Not-
standes erforderlichen Maßnahmen. Der Träger der Maß-
nahmen hat die Untere Landschaftsbehörde unverzüglich 
zu unterrichten 

4. die Vornahme gesetzlich vorgeschriebener Maß-
nahmen. Zeit und Umfang dieser Maßnahmen sind mit 
der Unteren Landschaftsbehörde abzustimmen; 

5. die ordnungsgemäße Ausübung der Land- und Forst-
wirtschaft unter Beachtung der Grundsätze der guten 
fachlichen Praxis sowie der Imkerei in der bisherigen Art 
und im bisherigen Umfang unter Beachtung der Rege-
lungen der §§ 3 und 4; 

6. die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd und Maß-
nahmen des Jagdschutzes gemäß § 23 BJagdG in V. m. § 
25 Abs. 1 LJG-NRW und unter Beachtung der Rege-
lungen in den §§ 3 und 5; 

7. die Durchführung von Exkursionen und wissen-
schaftlichen, ökologischen Untersuchungen nach vor-
heriger Abstimmung mit der Unteren Landschafts-
behörde. 
Hinweis: 
Die Rechte des Eigentümers der Flächen werden durch 
die Ausnahmegenehmigung nicht berührt. 
 
 

§ 7 
Befreiungen 

 
Von den Verboten dieser Verordnung kann die Untere 
Landschaftsbehörde nach § 69 Abs. 1 LG auf Antrag 
Befreiung erteilen, wenn 

a) die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall 
aa) zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde und 
die Abweichung mit den Belangen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege zu vereinbaren ist oder 
ab) zu einer nicht gewollten Beeinträchtigung von Natur 
und Landschaft führen würde 

oder 

b) überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit 
die Befreiung erfordern. § 5 LG gilt entsprechend. 
 
 

§ 8 
Gesetzlich geschützte Biotope 

 
Strengere Regelungen des § 62 LG über die gesetzlich 
geschützten Biotope bleiben von den Bestimmungen 
dieser Verordnung unberührt. 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 70 Abs.1 LG handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Verbote dieser 
Verordnung verstößt. 
 
(2) Nach § 71 Abs.1 LG können Ordnungswidrigkeiten 
mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 EUR geahndet 
werden. 
 
(3) Unabhängig von den Regelungen des Landschafts-
gesetzes wird gemäß § 329 Abs. 3 Strafgesetzbuch 
(StGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13.11.1998 (BGBl. I S. 3322), in der jeweils gültigen 
Fassung, mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft, wer innerhalb des Natur-
schutzgebietes 
1. Bodenschätze oder andere Bodenbestandteile abbaut 
oder gewinnt; 

2. Abgrabungen oder Aufschüttungen vornimmt; 

3. Gewässer schafft, verändert oder beseitigt; 

4. Moore, Sümpfe, Brüche oder sonstige Feuchtgebiete 
entwässert; 

5. Wald rodet; 

6. Tiere einer im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes 
besonders geschützten Art tötet, fängt, diesen nachstellt 
oder deren Gelege ganz oder teilweise zerstört oder 
entfernt; 

7. Pflanzen einer im Sinne des Bundesnaturschutz-
gesetzes besonders geschützten Art beschädigt oder 
entfernt oder 

8. ein Gebäude errichtet 

und dadurch den jeweiligen Schutzzweck nicht uner-
heblich beeinträchtigt. Handelt der Täter fahrlässig, so 
kann eine Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder eine 
Geldstrafe (§ 329 Abs. 4 Nr. 2 StGB) verhängt werden. 
 
 

§ 10 
Verfahrens- und Formvorschriften 

 
Hinweis gemäß § 42 a Abs. 4 LG: 

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landschaftsgesetzes und des Ordnungsbehörden-
gesetzes kann gegen diese Verordnung nur innerhalb 
eines Jahres nach ihrer Verkündung geltend gemacht 
werden, es sei denn, 
a) die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß verkündet 
worden oder 
b) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Bezirksregierung Münster - Höhere Landschaftsbehörde - 
vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 
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§ 11  

 

Inkrafttreten  
  

 Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tag ihrer 
Verkündung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Münster in Kraft 

 
 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S.257-265 
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458 Ordnungsbehördliche Verordnung zur Aus-
weisung des Gebietes "Seller Feld" Stadt 
Steinfurt, Kreis Steinfurt, im Regierungs-
bezirk Münster, als Naturschutzgebiet 

 

Präambel 

Das ca. 31,50 ha große Naturschutzgebiet umfasst im 
Wesentlichen Grünlandflächen mit typischen Tier- und 
Pflanzengemeinschaften. Es handelt sich um ein Feucht-
wiesenschutzgebiet im Naturraum West-Münsterland. 

Im Gebiet befindet sich Feuchtgrünlandvegetation mit 
einer hohen Schutzwürdigkeit. Hervorzuheben ist die 
Rote Liste-Pflanzenart Kriech-Weide. 

Das Seller Feld ist ein Brutgebiet für den Großen Brach-
vogel. Darüber hinaus brüten hier und im direkten Um-
feld auch immer wieder der Austernfischer, der Kiebitz, 
der Steinkauz und die Nachtigall. 

Wichtiges Ziel dieser Verordnung ist der Erhalt bzw. die 
Entwicklung und extensive Bewirtschaftung des Grün-
landkomplexes mit Feucht- und Magergrünland als 
Lebensraum für Wat- und Wiesenvögel. Das Gebiet ist 
auch wegen seines Entwicklungspotentials eine heraus-
ragende Teilfläche im landesweiten Verbund der Feucht-
wiesenschutzgebiete. 

Mit dieser Verordnung werden die Vorgaben des 
Regionalplanes, Teilabschnitt Münsterland, mit der Dar-
stellung eines "Bereiches für den Schutz der Natur" kon-
kretisiert und erfüllt. 

 

Inhalt 

Rechtsgrundlagen 

§ 1 Schutzgebiet 

§ 2 Schutzzweck und Schutzziel 

§ 3 Allgemeine Verbotsregelungen 

§ 4 Landwirtschaftliche Regelungen 

§ 5 Jagdliche Regelungen 

§ 6 Nicht betroffene Tätigkeiten 

§ 7 Befreiungen 

§ 8 Gesetzlich geschützte Biotope 

§ 9 Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften 

§ 10 Verfahrens- und Formvorschriften 

§ 11 Inkrafttreten 

Anlage I : Übersichtskarte im Maßstab 1 : 25 000  
Anlage II: Detailkarte im Maßstab 1 : 5 000 
 

Rechtsgrundlagen 

Aufgrund 

- des § 42 a Abs. 1 und 3 in Verbindung mit den 
§§ 20 und 34 Abs. 1 des Gesetzes zur Sicherung des 
Naturhaushalts und zur Entwicklung der Landschaft 
(Landschaftsgesetz - LG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 21.07.2000 (GV. NRW. S. 568), zuletzt 

geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19.06.2007 
(GV. NRW. S. 266), 

- der §§ 12, 25 und 27 des Gesetzes über Aufbau 
und Befugnisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbe-
hördengesetz - OBG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 13.05.1980 (GV. NRW. S. 528), 
zuletzt geändert durch Artikel 73 vom 05.04.2005 (GV. 
NRW. S. 274) und 

- des § 20 Abs. 1 Landesjagdgesetz (LJG-
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
07.12.1994 (GV. NW. 1995 S. 2, ber. 1997 S. 56), zuletzt 
geändert durch Artikel IV des Gesetzes vom 19.06.2007 
(GV. NRW. S. 226), 

wird - hinsichtlich der Regelungen der Ausübung der 
Jagd im Einvernehmen mit der Oberen Jagdbehörde des 
Landes NRW - verordnet: 

 

 

§ 1 
Schutzgebiet 

 

(1) Das Naturschutzgebiet ,,Seller Feld" ist ca. 31,50 ha 
groß und liegt im Kreis Steinfurt im Gebiet der Stadt 
Steinfurt, Gemarkung Burgsteinfurt. 

Die Lage des Gebietes ist in der Karte 
- im Maßstab 1 : 25 000 (Übersichtskarte, Anlage I) 
und die genaue Abgrenzung des Gebietes in der Karte 
- im Maßstab 1 : 5 000 (Detailkarte, Anlage II) 

dargestellt. 

Das Naturschutzgebiet umfasst folgende Flurstücke: 

Gemarkung Burgsteinfurt 
Flur 51 
Flurstücke 13 tlw„ 19 tlw., 21 tlw„ 22 tlw„ 32 tlw., 33, 
34, 35 tlw., 41, 42 tlw., 43, 44 tlw., 56, 119, 120 tlw., 
122, 123, 147 und 148 tlw.. 

Bei den Flächen 
Gemarkung Burgsteinfurt 
Flur 51 Flurstücke 32 tlw. 122 und 123 
handelt es sich um vegetationskundlich bedeutsame 
Flächen. 

Die Anlagen I und II sind Bestandteile dieser Ver-
ordnung. 

 

(2) Diese Verordnung mit Anlagen kann während der 
Dienststunden bei folgenden Behörden eingesehen wer-
den: 
a) Bezirksregierung Münster 

- Höhere Landschaftsbehörde - 
Domplatz 1 – 3 
48143 Münster 

b) Landrat des Kreises Steinfurt 
- Untere Landschaftsbehörde - 
Dienstgebäude Tecklenburg 
Landrat-Schultz-Straße 1 
49545 Tecklenburg 

c)  Bürgermeister der Stadt Steinfurt 
Emsdettener Straße 40 
48565 Steinfurt 
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§ 2 
Schutzzweck und Schutzziel 

 

(1) Das in § 1 näher bezeichnete Gebiet wird als Natur-
schutzgebiet gemäß § 20 LG ausgewiesen. 

 

(2) Die Unterschutzstellung erfolgt 

a) zur Erhaltung, Entwicklung und Wieder-
herstellung von Lebensgemeinschaften und Lebens-
stätten, insbesondere von Pflanzen und Pflanzenge-
sellschaften des offenen Wassers und des feuchten Grün-
landes sowie von seltenen und z. T. stark gefährdeten 
landschaftsraumtypischen Pflanzen- und Tierarten u. a. 
von seltenen, zum Teil gefährdeten Wat- und Wiesen-
vögeln, Amphibien und Wirbellosen; 

b) zur Erhaltung und Entwicklung eines Feucht-
wiesenbereiches als Rast- und Überwinterungsgebiet 
sowie bedeutsames Brutgebiet für zahlreiche, z. T. stark 
gefährdete Vogelarten; 

c) aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen, 
landeskundlichen und erdgeschichtlichen Gründen, we-
gen der biogeographischen Bedeutung und wegen der 
dort vorkommenden schutzwürdigen Böden: Böden mit 
extremen Wasser- und geringen Nährstoffangeboten als 
natürlicher Lebensraum sowie regionaltypische oder 
besonders seltene Böden als Archiv der Natur- und 
Kulturgeschichte ; 

d) wegen der Unersetzbarkeit, Seltenheit, beson-
deren Eigenart und der hervorragenden Schönheit des 
Gebietes; 

e) zur Sicherung des Naturhaushaltes und zur Ab-
wehr schädlicher Einwirkungen und negativer Verände-
rungen ökologischer Zusammenhänge; 

f) als Bestandteil eines Biotopverbundes von lan-
desweiter Bedeutung. 

 

(3) Die über die Verordnungsdauer hinausgehende lang-
fristige Zielsetzung für das Gebiet ist die Erhaltung, 
Sicherung und weitere Entwicklung einer charakteristi-
schen, weitgehend offenen Feuchtwiesenlandschaft sowie 
die Sicherung eines stabilen, landschaftstypischen 
Wasser- und Nährstoffhaushaltes. Zum Schutz der 
nährstoffarmen Lebensräume ist die Extensivierung des 
Grünlandes sicherzustellen. 

 

 

§ 3 
Allgemeine Verbotsregelungen 

 

(1) In dem Naturschutzgebiet sind, soweit der nach-
folgende Absatz 2 und die §§ 4 - 6 dieser Verordnung 
nicht etwas Anderes bestimmen, alle Handlungen verbo-
ten, die zu einer erheblichen oder nachhaltigen Beein-
trächtigung oder Störung oder zu einer Zerstörung, Be-
schädigung oder Veränderung des Naturschutzgebietes 
oder seiner Bestandteile führen können (Ver-
schlechterungsverbot). 

 

(2) In dem geschützten Gebiet ist es insbesondere 
verboten: 

1.  bauliche Anlagen zu errichten, zu ändern oder 
deren Nutzung zu ändern, auch wenn dafür keine Plan-
feststellung, Genehmigung oder Anzeige erforderlich ist; 

Begriffsbestimmung: 
Bauliche Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind die in 
§ 2 Abs. 1 Bauordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (Landesbauordnung - BauO NRW -) vom 
01.03.2000 (GV. NRW. S. 255) in der jeweils geltenden 
Fassung definierten Anlagen, hierzu zählen auch Stege, 
Camping- und Wochenendplätze, Viehhütten, Jagd-
kanzeln, offene Hochsitze und Ansitzleitern sowie Ver-
kehrsanlagen, Wege und Plätze einschließlich deren Ne-
benanlagen; 

unberührt bleibt die Wiederherstellung oder der 
Ersatz bestehender geschlossener Jagdkanzeln 
in der Zeit vom 01.10. bis 01.03. 

Ausnahme: 
Für die Errichtung von Viehhütten, Ansitzleitern, offenen 
Hochsitzen und Jagdkanzeln (einschließlich mobiler 
Jagdkanzeln) erteilt die Untere Landschaftsbehörde auf 
Antrag eine Ausnahmegenehmigung, soweit diese nach 
Standort und Gestaltung dem Schutzzweck und Schutz-
ziel nicht entgegen stehen; 
Hinweis: 
Das Erfordernis, vor Errichtung einer jagdlichen Ein-
richtung die Erlaubnis des Flächeneigentümers einzu-
holen, bleibt bestehen. 

2. Leitungen aller Art einschließlich ober- und 
unterirdischer Ver- und Entsorgungseinrichtungen und 
Fernmeldeeinrichtungen anzulegen oder zu ändern; 
Ausnahme: 
Die Unterhaltung von Ver- und Entsorgungsleitungen 
einschließlich Fernmeldeeinrichtungen sowie die Neu-
anlage oder Änderung auf öffentlichen Verkehrswegen 
sind außerhalb der vom 15.03. bis 15.06. währenden 
Brutzeit ausgenommen, sofern die Maßnahme der 
Unteren Landschaftsbehörde des Kreises Steinfurt vorher 
angezeigt wird und diese nicht binnen eines Monats 
hiergegen Bedenken erhebt. 

3. Zäune und andere Einfriedungen anzulegen 
oder zu ändern; 

unberührt bleibt die Errichtung und Unter-
haltung ortsüblicher Weidezäune; 

4. Werbeanlagen, Werbemittel, Schilder, Be-
schriftungen oder Beleuchtungen zu errichten, anzu-
bringen oder zu verändern; 

unberührt bleibt die Erneuerung bestehender 
Hinweistafeln in bestehender Art und Größe, 
die Errichtung oder das Anbringen behördlich 
genehmigter Schilder oder Beschriftungen so-
weit sie ausschließlich auf den Schutzzweck 
des Gebietes hinweisen oder als Orts- und Ver-
kehrshinweise, Wegmarkierungen oder Warn-
tafeln dienen; 

5. Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen, Zelte 
oder Warenautomaten oder ähnliche, dem zeitweiligen 
Aufenthalt von Menschen dienende Anlagen aufzu-
stellen; Kraftfahrzeuge, Wohnwagen, Wohnmobile oder 
Wohncontainer abzustellen oder Stellplätze für sie 
anzulegen; 
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6. Camping-, Zelt-, Picknick- oder Lagerplätze 
anzulegen; zu lagern, zu zelten, zu grillen oder Feuer zu 
machen; 

7.  Anlagen für den Wasser-, Luft- Schieß- und 
Modellflugsport zu errichten sowie mit Modell-
flugzeugen, Flugdrachen, Ultraleichtflugzeugen, Gleit-
schirmen und Ballons zu starten oder zu landen, und das 
Gebiet mit diesen zu überfliegen; 

8. Motor-, Wasser-, Eis-, Schieß-, Luft- und 
Modellsport auszuüben und Modellfahrzeuge jeglicher 
Art zu betreiben; 

9. Gewässer (einschließlich Fischteiche) neu an-
zulegen, fließende oder stehende Gewässer einschließlich 
ihrer Ufer zu verändern, zu beseitigen, in eine intensivere 
Nutzung zu überführen oder hinsichtlich ihrer sonstigen 
Eigenschaften nachteilig zu verändern; 

10. Entwässerungs- und andere, den Wasser-
haushalt des Gebietes verändernde Maßnahmen 
vorzunehmen sowie den Grundwasserstand abzusenken 
(z.B. durch Neuanlage von Gräben oder Dränagen); 

11. Gewässer zu düngen, zu kalken oder 
mechanische, physikalische, chemische und biologische 
Veränderungen durchzuführen, die die Beschaffenheit 
bzw. die Ökologie der Gewässer negativ beeinträchtigen 
können; 

12. Maßnahmen zur Unterhaltung der Gewässer, 
die nicht in den jährlich zu erstellenden Unterhal-
tungsplänen enthalten sind, ohne Benehmen mit der 
Unteren Landschaftsbehörde durchzuführen; 

13. Wege, Straßen und Plätze anzulegen, zu ver-
ändern oder in eine höhere Ausbaustufe zu überführen; 
Ausnahme: 
Die Unterhaltung bestehender Straßen und Wege mit 
standortangepasstem Material außerhalb der vom 15.03. 
bis 15.06. währenden Brutzeit, sofern die Maßnahme der 
Unteren Landschaftsbehörde des Kreises Steinfurt vorher 
angezeigt wird und diese nicht binnen eines Monats 
hiergegen Bedenken erhebt. 

14. die Flächen abseits von Straßen, Wegen, Park- 
und Stellplätzen zu betreten, zu befahren (dies gilt auch 
für das Befahren mit Fahrrädern und Kutschen), auf 
ihnen zu reiten sowie Fahrzeuge außerhalb der speziell 
dafür gekennzeichneten Park- und Stellplätze abzustellen; 

unberührt bleiben: 
a) das Betreten und Befahren im Rahmen der 
ordnungsgemäßen Landwirtschaft unter Beach-
tung der Grundsätze der guten fachlichen Praxis 
sowie das Betreten und Befahren im Rahmen 
der Gewässerunterhaltung, 
b) das Betreten im Rahmen der ordnungsge-
mäßen Ausübung der Jagd, soweit es nicht an 
anderer Stelle dieser Verordnung und insbe-
sondere durch die §§ 3 und 5 eingeschränkt 
oder verboten ist; 
c) das Betreten durch den Eigentümer oder 
Nutzungsberechtigten, 
d) das Betreten im Rahmen der ordnungsge-
mäßen Ausübung der Imkerei soweit es nicht 
an anderer Stelle dieser Verordnung und insbe-
sondere durch § 3 Abs. 2 Nr. 19 b) ein-
geschränkt ist; 

e) das Betreten und Befahren zur Durchführung 
behördlicher Überwachungsaufgaben und Un-
terhaltungsmaßnahmen; 

15. Hunde unangeleint laufen zu lassen sowie Hun-
desportübungen, -ausbildungen und -prüfungen durch-
zuführen; 

unberührt bleibt der Einsatz von Hütehunden 
im Rahmen der Schäferei und der Einsatz von 
Jagdhunden im Rahmen der ordnungsgemäßen 
Ausübung der Jagd, jedoch nicht die Ausbil-
dung von Jagdhunden; 

16. wildlebende Tiere zu füttern, ihnen nachzu-
stellen, sie zu beunruhigen, zu fangen, zu verletzen oder 
zu töten; Puppen, Larven, Eier und sonstige Ent-
wicklungsformen sowie Nester oder sonstige Nist-, Brut-, 
Wohn- und Zufluchtsstätten dieser Tiere der Natur zu 
entnehmen, sie zu beschädigen oder zu zerstören sowie 
diese Tiere durch Lärmen, Aufsuchen, Fotografieren, 
Filmen oder ähnliche Handlungen zu stören; 

unberührt bleibt die ordnungsgemäße Aus-
übung der Jagd, soweit sie nicht an anderer 
Stelle dieser Verordnung und insbesondere 
durch die §§ 3 und 5 eingeschränkt oder 
verboten ist. 

17. Tiere, Bäume, Sträucher oder sonstige Pflanzen 
oder entwicklungsfähige Pflanzenteile einzubringen, an-
zusiedeln bzw. auszusetzen; 

unberührt bleiben 
a) die ordnungsgemäße Landwirtschaft unter 
Beachtung der Grundsätze der guten fachlichen 
Praxis, soweit diese nicht an anderer Stelle 
dieser Verordnung und insbesondere durch § 4 
eingeschränkt oder verboten ist; 
b) die ordnungsgemäße Ausübung der Imkerei, 
soweit die Standorte für das Aufstellen von 
Bienenhäusern oder Bienenvölkern in mobilen 
Anlagen mit der Unteren Landschaftsbehörde 
abgestimmt sind; 

18. Erstauorstungen vorzunehmen sowie Sonder-
kulturen, wie z.B. Weihnachtsbaum- oder Schmuck-
reisigkulturen, Kurzumtriebsplantagen oder Baumschulen 
anzulegen; 

19. Wiederaufforstungen bestehender Waldflächen 
und Nachpflanzungen von Gehölzen und Hecken mit 
nicht zur potentiell natürlichen Vegetation gehörenden 
Pflanzen vorzunehmen sowie Pflanzmaterial unge-
eigneter Herkünfte zu verwenden; 

20. Bäume, Sträucher oder sonstige wildwachsende 
Pflanzen sowie Pilze ganz oder in Teilen zu beschädigen, 
zu beseitigen, auszugraben oder Teile davon abzutrennen 
oder auf andere Weise in ihrem Wachstum oder Bestand 
zu beeinträchtigen. Als Beschädigung gilt auch das Ver-
letzen des Wurzelwerkes (z.B. durch Pflügen) oder der 
Rinde und jede Handlung, die geeignet ist, das Wachstum 
und die Entwicklung zu beeinträchtigen; 

unberührt bleibt die ordnungsgemäße Land-
wirtschaft unter Beachtung der Grundsätze der 
guten fachlichen Praxis, soweit diese nicht an 
anderer Steller dieser Verordnung und insbe-
sondere durch § 4 eingeschränkt oder verboten 
ist; 
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21. Aufschüttungen, Verfüllungen, Abgrabungen, 
Ausschachtungen oder Sprengungen sowie andere die 
Bodengestalt verändernde Maßnahmen durchzuführen 
und Boden- oder Gesteinsmaterial zu entnehmen, zu 
gewinnen oder aus dem Gebiet zu entfernen; 

22. Abfallstoffe aller Art (einschließlich Grün- und 
Gartenabfällen), Boden, Bauschutt, Altmaterial sowie 
andere landschaftsfremde flüssige oder feste Stoffe oder 
landschaftsfremde Gegenstände, die geeignet sind das 
Landschaftsbild oder den Naturhaushalt zu beeinträch-
tigen oder zu gefährden, kurzfristig oder auf Dauer zu 
lagern, auf- bzw. einzubringen, in Gewässer oder in das 
Grundwasser einzuleiten oder sich ihrer in anderer Weise 
zu entledigen; 

23. bislang land- und forstwirtschaftlich nicht ge-
nutzte Flächen zu bewirtschaften, mit Pflanzen-
schutzmitteln (inklusive Schädlingsbekämpfungsmittel 
und Bodenbehandlungsmittel) oder sonstige Bioziden zu 
behandeln, zu düngen oder zu kalken; 

unberührt bleibt die Bewirtschaftung von Flä-
chen, die im Rahmen landwirtschaftlicher 
Förderprogramme (z.B. Flächenstilllegungs-
programm) zurzeit des Inkrafttretens dieser 
Verordnung nicht genutzt werden, nach Ablauf 
der vertraglichen Regelung. 

 

 

§ 4 
Landwirtschaftliche Regelungen 

 

(1) Die ordnungsgemäße Landwirtschaft kann - außer auf 
den vegetationskundlich bedeutsamen Flächen – ent-
sprechend den Grundsätzen der guten fachlichen Praxis 
fortgeführt werden. 

Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bodennutzung, 
die über die in den §§ 3 und 4 aufgeführten Ein-
schränkungen hinaus gehen und die zur Herstellung oder 
Wiederherstellung von Lebensgemeinschaften im Sinne 
von § 2 zweckmäßig sind, bleiben freiwilligen Ver-
einbarungen mit den betroffenen Landwirten vorbehalten. 

Hinweis: 
Flächen, die auf der vertraglichen Basis der Sonder-
programme des Naturschutzes des Landes Nordrhein-
Westfalen bereits von Acker in Grünland umgewandelt 
worden sind oder zukünftig umgewandelt werden, dürfen 
gemäß § 3a Abs. 2 LG nach Vertragsablauf wieder in 
ihren Ursprungszustand zurückgeführt werden, soweit 
nach Ablauf des Vertrags ein Recht darauf besteht. 

 

(2) Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es 
verboten: 

1. Grünland umzuwandeln oder umzubrechen. 
Ausnahme: 
Pflegeumbrüche und Wiedereinsaaten können außerhalb 
der vegetationskundlich bedeutsamen Flächen unter Be-
achtung des in § 2 formulierten Schutzzieles nach voran-
gegangener Anzeige bei der Unteren Landschaftsbehörde 
in der Zeit vom 01.07. bis 30.09. durchgeführt werden. 
Mit der Maßnahme darf erst begonnen werden, wenn die 
Untere Landschaftsbehörde nicht binnen eines Monats 
nach der Anzeige hiergegen Bedenken erhebt; 

Begriffsbestimmung: 
Umwandlung ist eine auf Dauer angelegte Veränderung 
von Grünland oder Brachflächen in Acker oder eine 
andere Nutzungsart. 
Pflegeumbruch ist eine im Rahmen der ordnungs-
gemäßen Landwirtschaft vorübergehende mechanische 
Veränderung von Grünland und die sofortige Wieder-
herstellung der Fläche als Dauergrünland nach dem 
Umbruch; 

2.  Düngemittel oder Wirtschaftsdünger auf 
Brachflächen, Uferböschungen und Feldrainen anzu-
wenden oder auf Brachflächen, Uferböschungen, 
Feldrainen und vegetationskundlich bedeutsamen Flächen 
zu lagern; 

3. die Pflanzendecke abzubrennen oder mit 
chemischen Mitteln niedrig zu halten; 

4.  außerhalb von Ackerflächen Silage- und 
Futtermieten anzulegen sowie Stallmist, Heu- und 
Silageballen und andere landwirtschaftliche Stoffe und 
Geräte zu lagern; 

5. die Neuanlage von Gräben oder Dränagen zur 
Absenkung des Grundwasserstandes sowie die Anlage 
von Mulden zur Ableitung von Oberflächenwasser; 
Hinweis: 
Hiervon unberührt bleibt die Unterhaltung oder Er-
neuerung bestehender Dränagen, Gräben und Gewässer, 
wobei jedoch die entwässernde Wirkung bzw. Vorflut 
nicht über das Maß zum Zeitpunkt der erstmaligen 
Unterschutzstellung (Verordnung vom 11.10.1988) hin-
aus verändert werden darf. 
 
 

§ 5 
Jagdliche Regelungen 

 
(1) Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es 
verboten: 

1.  Wildfütterungsanlagen, Wildäsungsflächen, 
Wildäcker und Wildfütterungsplätze einschließlich Kir-
rungen außerhalb von Ackerflächen anzulegen sowie 
vorhandene Wildäsungsflächen und Wildäcker zu düngen 
oder mit Pflanzenschutzmitteln (inklusive Schädlings-
bekämpfungsmittel und Bodenbehandlungsmittel) oder 
sonstigen Bioziden zu behandeln; 
Hinweis: 
Die Verordnung über die Bejagung, Fütterung und Kir-
rung von Wild (Fütterungsverordnung) vom 23.01.1998 
(GV. NRW. S. 186, ber. S. 380), in der jeweils gültigen 
Fassung, ist zu beachten; 

2. in Notzeiten Wildfütterungen auf vegetations-
kundlich bedeutsamen Flächen vorzunehmen; 

3. das Naturschutzgebiet außerhalb von Straßen 
und Wegen zu befahren mit Ausnahme zur Versorgung 
des kranken oder verletzten Wildes gemäß § 22a Abs. 1 
Bundesjagdgesetz (BJagdG) vom 29.09.1976 (BGBl. I S. 
2849) in der jeweils gültigen Fassung und zur Bergung 
des erlegten Wildes sowie zum notwendigen Ersatz 
bestehender Ansitzeinrichtungen in der Zeit vom 01.10. - 
01.03.; 

4. jagdbare Tiere auszusetzen; 
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5. "Kunstbauten" (z. B. zur Fuchsbejagung) anzu-
legen. 
Ausnahme: 
Die Untere Landschaftsbehörde erteilt auf Antrag eine 
Ausnahme, sofern Standort und Anzahl sowie der 
Zeitpunkt dem Schutzzweck und Schutzziel nicht 
entgegenstehen. 
 
(2) Einschränkungen der jagdlichen Nutzung, die über die 
in den §§ 3 und 5 aufgeführten Einschränkungen hin-
ausgehen und die zum Schutz von Arten oder zur Her-
stellung oder Wiederherstellung von Lebensge-
meinschaften im Sinne von § 2 zweckmäßig sind, bleiben 
freiwilligen Vereinbarungen mit den betroffenen Jagd-
rechtsinhabern vorbehalten. 
 
 

§ 6 
Nicht betroffene Tätigkeiten 

 
Unberührt von den Verboten dieser Verordnung bleiben: 

1. von der Unteren Landschaftsbehörde angeord-
nete, genehmigte oder selbst durchgeführte Pflege-, 
Entwicklungs- und Sicherungsmaßnahmen; 

2.  sonstige bei Inkrafttreten dieser Verordnung 
rechtmäßig ausgeübte Nutzungen und Befugnisse, die 
Wartung und Unterhaltung sowie der notwendige Ersatz 
bestehender Anlagen, einschließlich Verkehrsanlagen, 
Wege und Plätze und Gewässer, sofern diese Verordnung 
keine andere Regelung enthält (für die Wartung und 
Unterhaltung von Versorgungsleitungen, Straßen und 
Wege siehe insbesondere § 3 Abs. 2 Nr. 2 und 13 dieser 
VO); 

3. die zur Abwendung von Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung oder zur Beseitigung 
eines Notstandes erforderlichen Maßnahmen. Der Träger 
der Maßnahmen hat die Untere Landschaftsbehörde un-
verzüglich zu unterrichten; 

4. die Vornahme gesetzlich vorgeschriebener 
Maßnahmen. Zeit und Umfang dieser Maßnahmen sind 
mit der Unteren Landschaftsbehörde abzustimmen; 

5. die ordnungsgemäße Ausübung der Land- und 
Forstwirtschaft unter Beachtung der Grundsätze der guten 
fachlichen Praxis sowie der Imkerei in der bisherigen Art 
und im bisherigen Umfang unter Beachtung der Rege-
lungen der §§ 3 und 4; 

6. die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd und 
Maßnahmen des Jagdschutzes gemäß § 23 BJagdG in V. 
m. § 25 Abs. 1 LJG-NRW und unter Beachtung der 
Regelungen in den §§ 3 und 5; 

7.  die Durchführung von Exkursionen sowie wis-
senschaftlichen, ökologischen Untersuchungen nach vor-
heriger Abstimmung mit der Unteren Landschafts-
behörde. 
Hinweis: 
Die Rechte des Eigentümers der Flächen werden durch 
die Ausnahmegenehmigung nicht berührt 
 

 

§ 7 
Befreiungen 

 

Von den Verboten dieser Verordnung kann die Untere 
Landschaftsbehörde nach § 69 Abs. 1 LG auf Antrag 
Befreiung erteilen, wenn 

a) die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall 
aa) zu einer nicht beabsichtigten Härte führen 
würde und die Abweichung mit den Belangen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
zu vereinbaren ist oder 
ab) zu einer nicht gewollten Beeinträchtigung 
von Natur und Landschaft führen würde 

oder 

b) überwiegende Gründe des Wohls der Allge-
meinheit die Befreiung erfordern. § 5 LG gilt ent-
sprechend. 

 

 

§ 8 
Gesetzlich geschützte Biotope 

 

Strengere Regelungen des § 62 LG über die gesetzlich 
geschützten Biotope bleiben von den Bestimmungen 
dieser Verordnung unberührt. 

 

 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften 

 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 70 Abs.1 LG handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Verbote dieser 
Verordnung verstößt. 

 

(2) Nach § 71 Abs. l LG können Ordnungswidrigkeiten 
mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 EUR geahndet 
werden. 

 

(3) Unabhängig von den Regelungen des Landschafts-
gesetzes wird gemäß § 329 Abs. 3 Strafgesetzbuch 
(StGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13.11.1998 (BGBl. I S. 3322), in der jeweils gültigen 
Fassung mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft, wer innerhalb des Naturschutz-
gebietes 

1. Bodenschätze oder andere Bodenbestandteile 
abbaut oder gewinnt; 

2. Abgrabungen oder Aufschüttungen vornimmt; 

3. Gewässer schafft, verändert oder beseitigt; 

4. Moore, Sümpfe, Brüche oder sonstige Feucht-
gebiete entwässert; 

5. Wald rodet; 

6. Tiere einer im Sinne des Bundesnaturschutz-
gesetzes besonders geschützten Art tötet, fängt, diesen 
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nachstellt oder deren Gelege ganz oder teilweise zerstört 
oder entfernt; 

7. Pflanzen einer im Sinne des Bundesnatur-
schutzgesetzes besonders geschützten Art beschädigt 
oder entfernt oder 

8. ein Gebäude errichtet 

und dadurch den jeweiligen Schutzzweck nicht uner-
heblich beeinträchtigt. Handelt der Täter fahrlässig, so 
kann eine Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder eine 
Geldstrafe (§ 329 Abs. 4 Nr. 2 StGB) verhängt werden. 

 

 

§ 10 
Verfahrens- und Formvorschriften 

 

Hinweis gemäß § 42 a Abs. 4 LG: 

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landschaftsgesetzes und des Ordnungsbehördenge-
setzes kann gegen diese Verordnung nur innerhalb eines 
Jahres nach ihrer Verkündung geltend gemacht werden, 
es sei denn, 

a) die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß verkündet 
worden oder 

b) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Bezirksregierung Münster - Höhere Landschaftsbehörde - 
vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 

 

§ 11 
Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tag ihrer 
Verkündung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Münster in Kraft. 

 
Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S.266-273 

 

 



272 Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster 

 

 



 Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster 273 

 
 

 



274 Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster 

459 Ordnungsbehördliche Verordnung zur Aus-
weisung des Gebietes „Wadelheim-Bentlage" 
Stadt Rheine und Gemeinde Neuenkirchen, 
Kreis Steinfurt, im Regierungsbezirk 
Münster, als Naturschutzgebiet 

 

Präambel 

Das 60,29 ha große Naturschutzgebiet umfasst im We-
sentlichen Feuchtwiesen mit ihren typischen Tier- und 
Pflanzengemeinschaften. Es handelt sich um ein be-
deutendes Feuchtwiesenschutzgebiet im Naturraum 
West-Münsterland. 

Das Gebiet zeichnet sich durch die typische Feucht-
grünlandvegetation mit einer hohen Schutzwürdigkeit 
aus. Hervorzuheben sind selten gewordene Grünlandge-
sellschaften wie die Gesellschaft der Zweizeiligen Segge 
und die Feuchte Weidelgras-Weißkleeweide sowie die 
Trauben-Trespe als gefährdete Pflanzenart. 

Das Gebiet ist ein Brutgebiet für den Großen Brachvogel 
und die Nachtigall. Darüber hinaus brüten hier und im 
Umfeld auch immer wieder der Austernfischer, die Rohr-
weihe, der Steinkauz und die Wachtel. Es ist ein tradi-
tioneller, lokal bedeutsamer Rastplatz für durchziehende 
Vogelarten wie Flussregenpfeifer, Grünschenkel, Kie-
bitz, Rotschenkel, Waldwasserläufer und Weißstorch. 

Wichtiges Ziel dieser Verordnung ist der Erhalt bzw. die 
Entwicklung und extensive Bewirtschaftung des Grün-
landkomplexes mit Feucht- und Magergrünland als Le-
bensraum für Wat- und Wiesenvögel. Das Gebiet ist auch 
wegen seines Entwicklungspotentials eine herausragende 
Teilfläche im landesweiten Verbund der Feuchtwiesen-
schutzgebiete. 

Mit dieser Verordnung werden die Vorgaben des Re-
gionalplanes, Teilabschnitt Münsterland, mit der Dar-
stellung eines „Bereiches für den Schutz der Natur" 
konkretisiert und erfüllt. 

 

Inhalt  

Rechtsgrundlagen 

§ 1 Schutzgebiet 

§ 2 Schutzzweck und Schutzziel 

§ 3 Allgemeine Verbotsregelungen 

§ 4 Landwirtschaftliche Regelungen 

§ 5 Jagdliche Regelungen 

§ 6 Nicht betroffene Tätigkeiten 

§ 7 Befreiungen 

§ 8 Gesetzlich geschützte Biotope 

§ 9 Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften 

§ 10 Verfahrens- und Formvorschriften 

§ 11 Inkrafttreten 

Anlage I :  Übersichtskarte im Maßstab 1 : 25 000 
Anlage II : Detailkarte im Maßstab 1 : 5 000 

 

Rechtsgrundlagen  

Aufgrund 

- des § 42 a Abs. 1 und 3 in Verbindung mit den 
§§ 20 und 34 Abs. 1 des Gesetzes zur Sicherung des 
Naturhaushalts und zur Entwicklung der Landschaft 
(Landschaftsgesetz - LG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 21.07.2000 (GV. NRW. S. 568), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19.06.2007 
(GV. NRW. S. 266), 

- der §§ 12, 25 und 27 des Gesetzes über Aufbau 
und Befugnisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbe-
hördengesetz - OBG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 13.05.1980 (GV. NRW. S. 528), 
zuletzt geändert durch Artikel 73 vom 05.04.2005 (GV. 
NRW. S. 274) und 

- des § 20 Abs. 1 Landesjagdgesetz (LJG-
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
07.12.1994 (GV. NW. 1995 S. 2, ber. 1997 S. 56), zuletzt 
geändert durch Artikel IV des Gesetzes vom 19.06.2007 
(GV. NRW. S. 226), 

wird - hinsichtlich der Regelungen der Ausübung der 
Jagd im Einvernehmen mit der Oberen Jagdbehörde des 
Landes NRW - verordnet: 

 

 

§ 1 
Schutzgebiet 

 

(1) Das Naturschutzgebiet „Wadelheim-Bentlage" ist 
60,29 ha groß und liegt in der Gemarkung Rheine links 
der Ems, Stadt Rheine und Gemarkung Neuenkirchen, 
Gemeinde Neuenkirchen, Kreis Steinfurt. 

Die Lage des Gebietes ist in der Karte 
- im Maßstab 1 : 25 000 (Übersichtskarte, Anlage 1) 
und die genaue Abgrenzung des Gebietes in der Karte 
  im Maßstab 1 : 5 000 (Detailkarte, Anlage II) 
dargestellt. 

Das Naturschutzgebiet umfasst folgende Flurstücke 
Gemarkung Rheine links der Ems 
Flur 1 Flurstücke 9 -15, 30 tlw.,34, 36 -39, 42 -45, 48, 
49, 52 tlw., 55 tlw., 56 - 58, 65 tlw., 71 - 78, 79 tlw., 80 
tlw., 82, 93 tlw., 94 tlw., 98. 
Flur 8 Flurstücke 3, 4, 7, 8 tlw., 62 tlw., 63, 68, 69 
tlw. 
Gemarkung Neuenkirchen 
Flur 1 Flurstücke 8, 9, 14, 15, 40, 83. 

Bei den Flächen 
Gemarkung Rheine links der Ems 
Flur 1 Flurstücke 12, 52 tlw., 65 tlw., 79 tlw., 93. 
Flur 8 Flurstücke 3, 4. 
handelt es sich um vegetationskundlich bedeutsame 
Flächen. 

Die Anlagen I und II sind Bestandteile dieser Ve-
rordnung. 

Die als Anlage II bezeichnete Karte im Maßstab 1 : 5 000 
kann aus drucktechnischen Gründen an dieser Stelle nicht 
veröffentlich werden. Sie wird im Wege der Ersatzver-
öffentlichung durch die Möglichkeit der Einsichtnahme 
bekannt gemacht. 
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(2) Diese Verordnung mit Anlagen kann während der 
Dienststunden bei folgenden Behörden eingesehen wer-
den: 

a) Bezirksregierung Münster 
- Höhere Landschaftsbehörde –  
Domplatz 1 - 3 
48143 Münster 

b) Landrat des Kreises Steinfurt 
- Untere Landschaftsbehörde – 
Dienstgebäude Tecklenburg 
Landrat-Schultz-Straße 1 
49545 Tecklenburg 

c) Bürgermeisterin der Stadt Rheine 
Klosterstraße 14 
48431 Rheine 

d) Bürgermeister der Gemeinde Neuenkirchen 
Hauptstraße 16 
 48485 Neuenkirchen 

 

 

§ 2 
Schutzzweck und Schutzziel 

 

(1) Das in § 1 näher bezeichnete Gebiet wird als 
Naturschutzgebiet gemäß § 20 LG ausgewiesen. 

 

(2) Die Unterschutzstellung erfolgt 

a) zur Erhaltung, Entwicklung und Wieder-
herstellung von Lebensgemeinschaften und Lebens-
stätten, insbesondere von Pflanzen und Pflanzenge-
sellschaften des offenen Wassers und des feuchten Grün-
landes sowie von seltenen und z. T. stark gefährdeten 
landschaftsraumtypischen Pflanzen- und Tierarten u. a. 
von seltenen, zum Teil gefährdeten Wat- und Wiesen-
vögeln, Amphibien und Wirbellosen; 

b) zur Erhaltung und Entwicklung eines Feucht-
wiesenbereiches als Rast- und Überwinterungsgebiet so-
wie bedeutsames Brutgebiet für zahlreiche, z. T. stark ge-
fährdete Vogelarten; 

c) aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen, 
landeskundlichen und erdgeschichtlichen Gründen, we-
gen der biogeographischen Bedeutung und wegen der 
dort vorkommenden schutzwürdigen Böden: Böden mit 
extremen Wasser- und geringen Nährstoffangeboten als 
natürlicher Lebensraum sowie regionaltypische oder be-
sonders seltene Böden als Archiv der Natur- und Kultur-
geschichte ; 

d) wegen der Unersetzbarkeit, Seltenheit, beson-
deren Eigenart und der hervorragenden Schönheit des 
Gebietes; 

e) zur Sicherung des Naturhaushaltes und zur Ab-
wehr schädlicher Einwirkungen und negativer Ver-
änderungen ökologischer Zusammenhänge; 

f) als Bestandteil eines Biotopverbundes von 
landesweiter Bedeutung. 

 

(3) Die über die Verordnungsdauer hinausgehende lang-
fristige Zielsetzung für das Gebiet ist die Erhaltung, 
Sicherung und weitere Entwicklung einer charakte-

ristischen, weitgehend offenen Feuchtwiesenlandschaft 
sowie die Sicherung eines stabilen, landschaftstypischen 
Wasser- und Nährstoffhaushaltes. Zum Schutz der nähr-
stoffarmen Lebensräume ist die Extensivierung des Grün-
landes sicherzustellen. 

 

 

§ 3 
Allgemeine Verbotsregelungen 

 

(1) In dem Naturschutzgebiet sind, soweit der nach-
folgende Absatz 2 und die §§ 4 - 6 dieser Verordnung 
nicht etwas Anderes bestimmen, alle Handlungen ver-
boten, die zu einer erheblichen oder nachhaltigen Beein-
trächtigung oder Störung oder zu einer Zerstörung, Be-
schädigung oder Veränderung des Naturschutzgebietes 
oder seiner Bestandteile führen können (Ver-
schlechterungsverbot). 

 

(2) In dem geschützten Gebiet ist es insbesondere 
verboten: 

1  bauliche Anlagen zu errichten, zu ändern oder 
deren Nutzung zu ändern, auch wenn dafür keine Plan-
feststellung, Genehmigung oder Anzeige erforderlich ist; 

Begriffsbestimmung: 
Bauliche Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind die in 
§ 2 Abs. 1 Bauordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landesbauordnung - BauO NRW -) vom 
01.03.2000 (GV. NRW. S. 255) in der jeweils geltenden 
Fassung definierten Anlagen, hierzu zählen auch Stege, 
Camping- und Wochenendplätze, Viehhütten, Jagd-
kanzeln, offene Hochsitze und Ansitzleitern sowie 
Verkehrsanlagen, Wege und Plätze einschließlich deren 
Nebenanlagen; 

unberührt bleibt die Wiederherstellung oder der 
Ersatz bestehender geschlossener Jagdkanzeln 
in der Zeit vom 01.10. bis 01.03. 

Ausnahme: 
Für die Errichtung von Viehhütten, Ansitzleitern, offenen 
Hochsitzen und Jagdkanzeln (einschließlich mobiler 
Jagdkanzeln) erteilt die Untere Landschaftsbehörde auf 
Antrag eine Ausnahmegenehmigung, soweit diese nach 
Standort und Gestaltung dem Schutzzweck und Schutz-
ziel nicht entgegen stehen; 

Hinweis: 
Das Erfordernis, vor Errichtung einer jagdlichen Ein-
richtung die Erlaubnis des Flächeneigentümers einzu-
holen, bleibt bestehen. 

2. Leitungen aller Art einschließlich ober- und 
unterirdischer Ver- und Entsorgungseinrichtungen und 
Fernmeldeeinrichtungen anzulegen oder zu ändern; 

Ausnahme: 
Die Unterhaltung von Ver- und Entsorgungsleitungen 
einschließlich Fernmeldeeinrichtungen sowie die 
Neuanlage oder Änderung auf öffentlichen Verkehrs-
wegen sind außerhalb der vom 15.03. bis 15.06. wäh-
renden Brutzeit ausgenommen, sofern die Maßnahme der 
Unteren Landschaftsbehörde des Kreises Steinfurt vorher 
angezeigt wird und diese nicht binnen eines Monats 
hiergegen Bedenken erhebt. 
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3. Zäune und andere Einfriedungen anzulegen 
oder zu ändern; 

unberührt bleibt die Errichtung und Unter-
haltung ortsüblicher Weidezäune sowie von 
Zäunen zum Schutz von Forstkulturen. 

4. Werbeanlagen, Werbemittel, Schilder, Be-
schriftungen oder Beleuchtungen zu errichten, 
anzubringen oder zu verändern; 

unberührt bleibt die Erneuerung bestehender 
Hinweistafeln in bestehender Art und Größe, 
die Errichtung oder das Anbringen behördlich 
genehmigter Schilder oder Beschriftungen so-
weit sie ausschließlich auf den Schutzzweck 
des Gebietes hinweisen oder als Orts- und Ver-
kehrshinweise, Wegmarkierungen oder Warn-
tafeln dienen; 

5.  Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen, Zelte 
oder Warenautomaten oder ähnliche, dem zeitweiligen 
Aufenthalt von Menschen dienende Anlagen aufzu-
stellen; Kraftfahrzeuge, Wohnwagen, Wohnmobile oder 
Wohncontainer abzustellen oder Stellplätze für sie an-
zulegen; 

6. Camping-, Zelt-, Picknick- oder Lagerplätze 
anzulegen; zu lagern, zu zelten, zu grillen oder Feuer zu 
machen; 

7. Anlagen für den Wasser-, Luft- Schieß- und 
Modellflugsport zu errichten sowie mit Modell-
flugzeugen, Flugdrachen, Ultraleichtflugzeugen, Gleit-
schirmen und Ballons zu starten oder zu landen, und das 
Gebiet mit diesen zu überfliegen; 

8. Motor-, Wasser-, Eis-, Schieß-, Luft- und 
Modellsport auszuüben und Modellfahrzeuge jeglicher 
Art zu betreiben; 

9. Gewässer (einschließlich Fischteiche) neu an-
zulegen, fließende oder stehende Gewässer einschließlich 
ihrer Ufer zu verändern, zu beseitigen, in eine intensivere 
Nutzung zu überführen oder hinsichtlich ihrer sonstigen 
Eigenschaften nachteilig zu verändern; 

10. Entwässerungs- und andere, den Wasserhaus-
halt des Gebietes verändernde Maßnahmen vorzunehmen 
sowie den Grundwasserstand abzusenken (z.B. durch 
Neuanlage von Gräben oder Dränagen); 

11. Gewässer zu düngen, zu kalken oder 
mechanische, physikalische, chemische und biologische 
Veränderungen durchzuführen, die die Beschaffenheit 
bzw. die Ökologie der Gewässer negativ beeinträchtigen 
können; 

12. Maßnahmen zur Unterhaltung der Gewässer, 
die nicht in den jährlich zu erstellenden Unter-
haltungsplänen enthalten sind, ohne Benehmen mit der 
Unteren Landschaftsbehörde durchzuführen; 

13. Wege, Straßen und Plätze anzulegen, zu ver-
ändern oder in eine höhere Ausbaustufe zu überführen; 

Ausnahme: 
Die Unterhaltung bestehender Straßen und Wege mit 
standortangepasstem Material außerhalb der vom 15.03. 
bis 15.06. währenden Brutzeit, sofern die Maßnahme der 
Unteren Landschaftsbehörde des Kreises Steinfurt vorher 
angezeigt wird und diese nicht binnen eines Monats hier-
gegen Bedenken erhebt. 

 

14. die Flächen abseits von Straßen, Wegen, Park- 
und Stellplätzen zu betreten, zu befahren (dies gilt auch 
für das Befahren mit Fahrrädern und Kutschen), auf 
ihnen zu reiten sowie Fahrzeuge außerhalb der speziell 
dafür gekennzeichneten Park- und Stellplätze abzustellen; 

unberührt bleiben: 
a) das Betreten und Befahren im Rahmen der 
ordnungsgemäßen Landwirtschaft unter Be-
achtung der Grundsätze der guten fachlichen 
Praxis sowie das Betreten und Befahren im 
Rahmen der Gewässerunterhaltung, 
b) das Betreten im Rahmen der ordnungs-
gemäßen Ausübung der Jagd, soweit es nicht an 
anderer Stelle dieser Verordnung und insbe-
sondere durch die §§ 3 und 5 eingeschränkt 
oder verboten ist; 
c) das Betreten und Befahren im Rahmen der 
ordnungsgemäßen Forstwirtschaft; 
d) das Betreten durch den Eigentümer oder 
Nutzungsberechtigten, 
e) das Betreten im Rahmen der ordnungsge-
mäßen Ausübung der Imkerei soweit es nicht 
an anderer Stelle dieser Verordnung und insbe-
sondere durch § 3 Abs. 2 Nr. 17 b) einge-
schränkt ist; 
f) das Betreten und Befahren zur Durchführung 
behördlicher Überwachungsaufgaben und Un-
terhaltungsmaßnahmen; 

15. Hunde unangeleint laufen zu lassen sowie Hun-
desportübungen, -ausbildungen und -prüfungen durch-
zuführen; 

unberührt bleibt der Einsatz von Hütehunden 
im Rahmen der Schäferei und der Einsatz von 
Jagdhunden im Rahmen der ordnungsgemäßen 
Ausübung der Jagd, jedoch nicht die Aus-
bildung von Jagdhunden; 

16. wildlebende Tiere zu füttern, ihnen nachzu-
stellen, sie zu beunruhigen, zu fangen, zu verletzen oder 
zu töten; Puppen, Larven, Eier und sonstige Ent-
wicklungsformen sowie Nester oder sonstige Nist-, Brut-, 
Wohn- und Zufluchtsstätten dieser Tiere der Natur zu 
entnehmen, sie zu beschädigen oder zu zerstören sowie 
diese Tiere durch Lärmen, Aufsuchen, Fotografieren, 
Filmen oder ähnliche Handlungen zu stören; 

unberührt bleibt die ordnungsgemäße Aus-
übung der Jagd, soweit sie nicht an anderer 
Stelle dieser Verordnung und insbesondere 
durch die §§ 3 und 5 eingeschränkt oder ver-
boten ist. 

17. Tiere, Bäume, Sträucher oder sonstige Pflanzen 
oder entwicklungsfähige Pflanzenteile einzubringen, an-
zusiedeln bzw. auszusetzen; 

unberührt bleiben 
a) die ordnungsgemäße Landwirtschaft unter 
Beachtung der Grundsätze der guten fachlichen 
Praxis, soweit diese nicht an anderer Stelle die-
ser Verordnung und insbesondere durch § 4 
eingeschränkt oder verboten ist; 
b) die ordnungsgemäße Forstwirtschaft; 
c) die ordnungsgemäße Ausübung der Imkerei, 
soweit die Standorte für das Aufstellen von 
Bienenhäusern oder Bienenvölkern in mobilen 
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Anlagen mit der Unteren Landschaftsbehörde 
abgestimmt sind; 

18. Erstaufforstungen vorzunehmen sowie Sonder-
kulturen, wie z.B. Weihnachtsbaum- oder Schmuck-
reisigkulturen, Kurzumtriebsplantagen oder Baumschulen 
anzulegen; 

19. Wiederaufforstungen bestehender Waldflächen 
und Nachpflanzungen von Gehölzen und Hecken mit 
nicht zur potentiell natürlichen Vegetation gehörenden 
Pflanzen vorzunehmen sowie Pflanzmaterial unge-
eigneter Herkünfte zu verwenden; 

20. Bäume, Sträucher oder sonstige wildwachsende 
Pflanzen sowie Pilze ganz oder in Teilen zu beschädigen, 
zu beseitigen, auszugraben oder Teile davon abzutrennen 
oder auf andere Weise in ihrem Wachstum oder Bestand 
zu beeinträchtigen. Als Beschädigung gilt auch das 
Verletzen des Wurzelwerkes (z.B. durch Pflügen) oder 
der Rinde und jede Handlung, die geeignet ist, das 
Wachstum und die Entwicklung zu beeinträchtigen; 

unberührt bleibt die ordnungsgemäße Land-
wirtschaft unter Beachtung der Grundsätze der 
guten fachlichen Praxis, soweit diese nicht an 
anderer Steller dieser Verordnung und insbe-
sondere durch § 4 eingeschränkt oder verboten 
ist; 

21. Aufschüttungen, Verfüllungen, Abgrabungen, 
Ausschachtungen oder Sprengungen sowie andere die 
Bodengestalt verändernde Maßnahmen durchzuführen 
und Boden- oder Gesteinsmaterial zu entnehmen, zu 
gewinnen oder aus dem Gebiet zu entfernen; 

22. Abfallstoffe aller Art (einschließlich Grün- und 
Gartenabfällen), Boden, Bauschutt, Altmaterial sowie 
andere landschaftsfremde flüssige oder feste Stoffe oder 
landschaftsfremde Gegenstände, die geeignet sind das 
Landschaftsbild oder den Naturhaushalt zu beeinträch-
tigen oder zu gefährden, kurzfristig oder auf Dauer zu 
lagern, auf- bzw. einzubringen, in Gewässer oder in das 
Grundwasser einzuleiten oder sich ihrer in anderer Weise 
zu entledigen; 

23. bislang land- und forstwirtschaftlich nicht genutzte 
Flächen zu bewirtschaften, mit Pflanzenschutzmitteln (in-
klusive Schädlingsbekämpfungsmittel und Bodenbehand-
lungsmittel) oder sonstige Bioziden zu behandeln, zu 
düngen oder zu kalken; 

unberührt bleibt die Bewirtschaftung von Flä-
chen, die im Rahmen landwirtschaftlicher För-
derprogramme (z.B. Flächenstilllegungspro-
gramm) zurzeit des Inkrafttretens dieser Ver-
ordnung nicht genutzt werden, nach Ablauf der 
vertraglichen Regelung. 

 

 

§ 4 
Landwirtschaftliche Regelungen 

 

(1) Die ordnungsgemäße Landwirtschaft kann - außer auf 
den vegetationskundlich bedeutsamen Flächen – entspre-
chend den Grundsätzen der guten fachlichen Praxis 
fortgeführt werden. 

 

Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bodennutzung, 
die über die in den §§ 3 und 4 aufgeführten Einschrän-
kungen hinaus gehen und die zur Herstellung oder Wie-
derherstellung von Lebensgemeinschaften im Sinne von § 
2 zweckmäßig sind, bleiben freiwilligen Vereinbarungen 
mit den betroffenen Landwirten vorbehalten. 

Hinweis: 
Flächen, die auf der vertraglichen Basis der Sonder-
programme des Naturschutzes des Landes Nordrhein-
Westfalen bereits von Acker in Grünland umgewandelt 
worden sind oder zukünftig umgewandelt werden, dürfen 
gemäß § 3a Abs. 2 LG nach Vertragsablauf wieder in 
ihren Ursprungszustand zurückgeführt werden, soweit 
darauf aus dem Vertrag ein Recht besteht. 

 

(2) Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus 
ist es verboten: 

1. Grünland umzuwandeln oder umzubrechen. 

Ausnahme: 
Pflegeumbrüche und Wiedereinsaaten können außerhalb 
der vegetationskundlich bedeutsamen Flächen unter Be-
achtung des in § 2 formulierten Schutzzieles nach vor-
angegangener Anzeige bei der Unteren Landschafts-
behörde in der Zeit vom 01.07. bis 30.09. durchgeführt 
werden. Mit der Maßnahme darf erst begonnen werden, 
wenn die Untere Landschaftsbehörde nicht binnen eines 
Monats nach der Anzeige hiergegen Bedenken erhebt; 

Begriffsbestimmung: 
Umwandlung ist eine auf Dauer angelegte Veränderung 
von Grünland oder Brachflächen in Acker oder eine 
andere Nutzungsart. 
Pflegeumbruch ist eine im Rahmen der ordnungs-
gemäßen Landwirtschaft vorübergehende mechanische 
Veränderung von Grünland und die sofortige Wieder-
herstellung der Fläche als Dauergrünland nach dem 
Umbruch; 

2. Düngemittel oder Wirtschaftsdünger auf Brachflächen, 
Uferböschungen und Feldrainen anzuwenden oder auf 
Brachflächen, Uferböschungen, Feldrainen und vegeta-
tionskundlich bedeutsamen Flächen zu lagern; 

3. die Pflanzendecke abzubrennen oder mit chemischen 
Mitteln niedrig zu halten; 

4. außerhalb von Ackerflächen Silage- und Futtermieten 
anzulegen sowie Stallmist, Heu- und Silageballen und 
andere landwirtschaftliche Stoffe und Geräte zu lagern; 

5. die Neuanlage von Gräben oder Dränagen zur 
Absenkung des Grundwasserstandes sowie die Anlage 
von Mulden zur Ableitung von Oberflächenwasser; 

Hinweis: 
Hiervon unberührt bleibt die Unterhaltung oder Er-
neuerung bestehender Dränagen, Gräben und Gewässer 
wobei jedoch die entwässernde Wirkung bzw. Vorflut 
nicht über das Maß zum Zeitpunkt der erstmaligen 
Unterschutzstellung (Verordnung vom 07.11.1988) 
hinaus verändert werden darf. 
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§ 5 
Jagdliche Regelungen 

 

(1) Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es 
verboten: 

1. Wildfütterungsanlagen, Wildäsungsflächen, Wildäcker 
und Wildfütterungsplätze einschließlich Kirrungen außer-
halb von Ackerflächen anzulegen sowie vorhandene 
Wildäsungsflächen und Wildäcker zu düngen oder mit 
Pflanzenschutzmitteln (inklusive Schädlingsbekämp-
fungsmittel und Bodenbehandlungsmittel) oder sonstigen 
Bioziden zu behandeln; 

Hinweis: 
Die Verordnung über die Bejagung, Fütterung und Kir-
rung von Wild (Fütterungsverordnung) vom 23.01.1998 
(GV. NRW. S. 186, ber. S. 380), in der jeweils gültigen 
Fassung, ist zu beachten; 

2. in Notzeiten Wildfütterungen auf vegetationskundlich 
bedeutsamen Flächen vorzunehmen; 

3. das Naturschutzgebiet außerhalb von Straßen und 
Wegen zu befahren mit Ausnahme zur Versorgung des 
kranken oder verletzten Wildes gemäß § 22a Abs. 1 
Bundesjagdgesetz (BJagdG) vom 29.09.1976 (BGBl. I S. 
2849) in der jeweils gültigen Fassung und zur Bergung 
des erlegten Wildes sowie zum notwendigen Ersatz 
bestehender Ansitzeinrichtungen in der Zeit vom 01.10. - 
01.03.; 

4. jagdbare Tiere auszusetzen; 

5. „Kunstbauten" (z. B. zur Fuchsbejagung) anzulegen. 

Ausnahme: 
Die Untere Landschaftsbehörde erteilt auf Antrag eine 
Ausnahme, sofern Standort und Anzahl sowie der 
Zeitpunkt dem Schutzzweck und Schutzziel nicht 
entgegenstehen. 

 

(2) Einschränkungen der jagdlichen Nutzung, die über die 
in den §§ 3 und 5 aufgeführten Einschränkungen hin-
ausgehen und die zum Schutz von Arten oder zur Her-
stellung oder Wiederherstellung von Lebensge-
meinschaften im Sinne von § 2 zweckmäßig sind, bleiben 
freiwilligen Vereinbarungen mit den betroffenen Jagd-
rechtsinhabern vorbehalten. 

 

 

§ 6 
Nicht betroffene Tätigkeiten 

 

Unberührt von den Verboten dieser Verordnung bleiben: 

1. von der Unteren Landschaftsbehörde angeordnete, ge-
nehmigte oder selbst durchgeführte Pflege-, Ent-
wicklungs- und Sicherungsmaßnahmen; 

2. sonstige bei Inkrafttreten dieser Verordnung recht-
mäßig ausgeübte Nutzungen und Befugnisse, die War-
tung und Unterhaltung sowie der notwendige Ersatz be-
stehender Anlagen, einschließlich Verkehrsanlagen, 
Wege und Plätze und Gewässer, sofern diese Verordnung  

keine andere Regelung enthält (für die Wartung und 
Unterhaltung von Versorgungsleitungen, Straßen und 
Wege siehe insbesondere § 3 Abs. 2 Nr. 2 und 13 dieser 
VO); 

3. die zur Abwendung von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung oder zur Beseitigung eines Not-
standes erforderlichen Maßnahmen. Der Träger der Maß-
nahmen hat die Untere Landschaftsbehörde unverzüglich 
zu unterrichten; 

4. die Vornahme gesetzlich vorgeschriebener Maßnah-
men. Zeit und Umfang dieser Maßnahmen sind mit der 
Unteren Landschaftsbehörde abzustimmen; 

5. die ordnungsgemäße Ausübung der Land- und Forst-
wirtschaft unter Beachtung der Grundsätze der guten 
fachlichen Praxis sowie der Imkerei in der bisherigen Art 
und im bisherigen Umfang unter Beachtung der Rege-
lungen der §§ 3 und 4; 

6. die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd und Maßnah-
men des Jagdschutzes gemäß § 23 BJagdG in V. m. § 25 
Abs. 1 LJG-NRW und unter Beachtung der Regelungen 
in den §§ 3 und 5; 

7. die Durchführung von Exkursionen und wissenschaft-
lichen, ökologischen Untersuchungen nach vorheriger 
Abstimmung mit der Unteren Landschaftsbehörde. 

Hinweis: 
Die Rechte des Eigentümers der Flächen werden durch 
die Ausnahmegenehmigung nicht berührt. 

 

 

§ 7 
Befreiungen 

 

Von den Verboten dieser Verordnung kann die Untere 
Landschaftsbehörde nach § 69 Abs. 1 LG auf Antrag 
Befreiung erteilen, wenn 

a) die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall 

aa) zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde und 
die Abweichung mit den Belangen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege zu vereinbaren ist oder 
ab) zu einer nicht gewollten Beeinträchtigung von Natur 
und Landschaft führen würde 

oder 

b) überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit 
die Befreiung erfordern. 

§ 5 LG gilt entsprechend. 

 

 

§ 8 
Gesetzlich geschützte Biotope 

 

Strengere Regelungen des § 62 LG über die gesetzlich 
geschützten Biotope bleiben von den Bestimmungen die-
ser Verordnung unberührt. 
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§ 11 § 9 

 

Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 70 Abs.1 LG handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Verbote dieser 
Verordnung verstößt. 

 

(2) Nach § 71 Abs.1 LG können Ordnungswidrigkeiten 
mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 EUR geahndet 
werden. 

 

(3) Unabhängig von den Regelungen des Landschafts-
gesetzes wird gemäß § 329 Abs. 3 Strafgesetzbuch 
(StGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13.11.1998 (BGBl. I S. 3322), in der jeweils gültigen 
Fassung mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft, wer innerhalb des Naturschutz-
gebietes 

1. Bodenschätze oder andere Bodenbestandteile abbaut 
oder gewinnt; 

2. Abgrabungen oder Aufschüttungen vornimmt; 

3. Gewässer schafft, verändert oder beseitigt; 

4. Moore, Sümpfe, Brüche oder sonstige Feuchtgebiete 
entwässert; 

5. Wald rodet; 

6. Tiere einer im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes 
besonders geschützten Art tötet, fängt, diesen nachstellt 
oder deren Gelege ganz oder teilweise zerstört oder 
entfernt; 

7. Pflanzen einer im Sinne des Bundesnaturschutz-
gesetzes besonders geschützten Art beschädigt oder 
entfernt oder 

8. ein Gebäude errichtet 

und dadurch den jeweiligen Schutzzweck nicht 
unerheblich beeinträchtigt. Handelt der Täter fahrlässig, 
so kann eine Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder eine 
Geldstrafe (§ 329 Abs. 4 Nr. 2 StGB) verhängt werden. 

 

 

§ 10 
Verfahrens- und Formvorschriften 

 

Hinweis gemäß § 42 a Abs. 4 LG: 

 

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landschaftsgesetzes und des Ordnungsbehörden-
gesetzes kann gegen diese Verordnung nur innerhalb 
eines Jahres nach ihrer Verkündung geltend gemacht 
werden, es sei denn, 

a) die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß verkündet 
worden oder 

b) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Bezirksregierung Münster - Höhere Landschaftsbehörde - 
vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tag ihrer 
Verkündung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Münster in Kraft. 

 

 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S.274-280 
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460 Bekanntmachung gemäß § 3 a des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) 

 

Bezirksregierung Münster   48143 Münster, 05.06.2009 
500-53.0038/09/0391322/05.V 

 

Die Jürgens Gießerei GmbH und Co. KG hat am 
22.06.2009 einen Antrag zur wesentlichen Änderung und 
zum Betrieb der Gießerei auf dem Grundstück in 48282 
Emsdetten, Lönsstraße 15, Gemarkung Emsdetten, Flur 6, 
Flurstücke 955, 1002 und 1376, vorgelegt.  

Gegenstand des Antrages sind die Verlängerung der 
Kerneinlege-, Kühl- und Gießstrecke sowie die Erneue-
rung der Filteranlage Q 1 und der Betrieb der Gesamt-
anlage mit den erforderlichen Nebeneinrichtungen. 

Durch die beantragten Maßnahmen ergibt sich keine 
Erhöhung der Schmelzleistung. 

Gemäß der Vierten Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über ge-
nehmigungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf 
das beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 
Vorschriften.  

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren 
(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer Um-
weltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 3 a bis c des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung durch-
geführt.  

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es 
einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als un-
selbständiger Teil eines Genehmigungsverfahrens nicht 
bedarf, da u.a. erhebliche nachteilige Auswirkungen 
durch das Vorhaben nicht zu besorgen sind.  

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.  

Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 3 a 
UVPG in entsprechender Anwendung des § 10 Abs. 3 
Satz 1 des BImSchG. 

Im Auftrag 
gez. Klaus Lenknereit 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 281 

 

 

461 Bekanntmachung gem. § 21a der 9. Verord-
nung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über 
das Genehmigungsverfahren - 9. BImSchV) 

 

Bezirksregierung Münster  48147 Münster, 08.06.2009 
500-53.0005/09/0391333/05.V 

 

Die Bezirksregierung Münster, Nevinghoff 22, 48147 
Münster, hat der Firma Gießerei Kempker GmbH mit 
Datum vom 04.06.2009 eine Genehmigung für die we-
sentliche Änderung der Anlage zur Herstellung von 
Formteilen aus Gußeisen mit folgendem verfügenden Teil 
erteilt: 

„Hiermit Ihnen wird gemäß §§ 6 und 16 Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in Verbindung mit § 
1 Abs. 1 und Ziffer 3.7 Spalte 1 des Anhangs der Ver-
ordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. 
BImSchV) die Genehmigung zur Änderung der 
Eisengießerei erteilt. 

Die Anlage darf auf dem Grundstück Gemarkung 
Hörstel, Flur 14, Flurstücke 118, 129 und 130, 
geändert und betrieben werden. 

Diese Genehmigung wird nach Maßgabe nachstehend 
aufgeführter Antragsunterlagen erteilt, soweit in den Ne-
benbestimmungen keine abweichenden Regelungen ge-
troffen sind. 

I a. Eingeschlossene Entscheidungen 

Baugenehmigung gemäß § 68 Abs. 1 Satz 1 und 2  und § 
67 Abs. 1 BauO NRW.“ 

Der Genehmigungsbescheid enthält folgende Rechts-
behelfsbelehrung: 
„Gegen diesen Genehmigungsbescheid und/oder gegen 
die Kostenentscheidung kann innerhalb eines Monats 
nach Zustellung Klage beim Verwaltungsgericht 
Münster, Piusallee 38, 48147 Münster, erhoben werden. 
Die Klage ist schriftlich einzulegen oder zur Nie-
derschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des 
Gerichtes zu erklären.“ 

Es wird hiermit bekannt gegeben, dass eine Ausfertigung 
des Genehmigungsbescheides vom 04.06.2009 in der Zeit 
vom 22.06.2009 bis einschließlich 06.07.2009 während 
der Dienststunden an folgenden Stellen ausliegt: 
1. Stadtverwaltung Hörstel , Rathaus II – Bauver-

waltungsamt, Zimmer 2.17, Sünte-Rendel-Str. 
14, 48477 Hörstel-Riesenbeck 

2. Bezirksregierung Münster, Dezernat 53, Zim-
mer 1, Nevinghoff 22, 48147 Münster. 

Ich weise darauf hin, dass die Genehmigung unter Fest-
setzungen zum Immissionsschutzrecht, zum Baurecht/ 
Brandschutz, zum Bodenschutz/Abfallwirtschaft, zum 
Arbeitsschutz, zum Wasserrecht und zum Straßenrecht 
ergangen ist. 

Im Auftrag 
gez. Klaus Lenknereit 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 281 
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C: Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen 

12.2 Anfragen der Mitglieder der Verbandsver- 
sammlung 

462 Bekanntmachung des Zweckverbandes 
 „Schienenpersonennahverkehr (SPNV) 
 Münsterland“ Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 282 

 

  
Die 16. Sitzung der Verbandsversammlung der dritten 
Wahlperiode des Zweckverbandes „Schienenpersonen-
nahverkehr (SPNV) Münsterland“ findet statt .am 
Montag; 22.06.2009, 16.00 Uhr, im großen Sitzungssaal 
A 001 b,c des Bildungszentrums der Handwerkskammer 
Münster, Echelmeyerstr, 1-2, 48163 Münster. 

 

463 Tagesordnung 

 

10. Sitzung der Verbandsversammlung des Zweckverban- 
des für das Studieninstitut für kommunale Verwaltung 
Emscher-Lippe am 26. Juni 2009, 13.30 Uhr, im Kreis- 
haus des Kreises Recklinghausen, Kurt-Schumacher-
Allee 1 in 45657 Recklinghausen, Raum 1.503a 

Öffentlicher Teil: 

1. Genehmigung der Niederschrift der letzten 
Sitzung 
 – Sitzungsvorlage Nr. 01 / 2009 - 

Öffentlicher Teil: 
2. Haushalt 2008; hier Bestellung eines Wirt- 

schaftsprüfers für die Prüfung der Jahresrech- 
nung 2008 und die Prüfung der Eröffnungs- 
bilanz zum 01.01.2009 

1. Entwicklung der Fortbildung 
2. Kostenrechnung 2008 
3. Vorstellung des Entwurfs des Jahresab- 

schlusses 2008 – Sitzungsvorlage Nr. 02 / 2009 – 
3. Haushalt 2009; hier: Neues Kommunales 

Finanzmanagement (NKF) 
 Ergebnisrechnung 
 Finanzrechnung 

- Sitzungsvorlage Nr. 03 / 2009)  Bilanz 
 Anhang mit Lagebericht 4. Fahrgastinformationsanlagen im Münsterland 

 - Sitzungsvorlage Nr. 04 / 2009 - 4. Verschiedenes 
5. Ausbau der Strecke Münster – Coesfeld nach § 

13 ÖPNVG NRW 

 

 - Sitzungsvorlage Nr. 05 / 2009 - 
6. Verbandsversammlung des NWL am 

30.06.2009  
– Sitzungsvolrage Nr. 06 / 2009 - Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 282 

7. Mitteilungen und Anfragen  
7.1 Mitteilungen des Vorsitzenden bzw. des Ver- 

bandsvorstehers  
 1. Mobilitätsgarantie 464 Bekanntmachung zu Fördermaßnahmen des 

Landes Nordrhein-Westfalen nach den 
Richtlinien über die Gewährung von Zuwen-
dungen zur Marktstrukturverbesserung 

 2. Dienstanweisung Finanzbuchhaltung /  
    Zahlungsabwicklung 
3. Liquidation der Agentur Nahverkehr 
4. Stand MOF 2 und zusätzliche Stationen 

 5. Konjunkturpaket des Bundes 
6. Fördermaßnahmen nach § 12 ÖPNVG NRW Das Landesamt für Natur, Umwelt und Ver-

braucherschutz Nordrhein-Westfalen weist darauf hin, 
dass im Jahr 2009 weitere Förderanträge für folgende 
Fördermaßnahmen gestellt werden können: 

    im Gebiet des ZVM 
7. Haltepunkt Lette 

7.2 Anfragen der Mitglieder der Verbandsver- 
sammlung 1. Ausgaben für die Gründung und das Tätig-

werden von Erzeugergemeinschaften und Erzeuger-
zusammenschlüssen (Organisationsausgaben). 
2. Zusätzliche Organisationsausgaben, die mit der 
wesentlichen Erweiterung der Tätigkeit einer Er-
zeugergemeinschaft bzw. eines Erzeugerzusammen-
schlusses oder durch die Vereinigung von Erzeugerge-
meinschaften bzw. Erzeugerzusammenschlüssen verbun-
den sind. 
3. Erstinvestitionen, die der Erfassung, Lagerung, 
Kühlung, Sortierung, marktgerechter Aufbereitung, Ver-
packung, Etikettierung, Verarbeitung oder Vermarktung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse dienen. 

Nicht öffentlicher Teil: 

11. Auswirkungen des Rechtsstreits zwschen VRR 
und DB auf die Verkehrsverträge des ZVM 

 - Sitzungsvorlage Nr. 07 / 2009 – 
12. Mitteilungen und Anfragen 
12.1 Mitteilungen des Vorsitzenden bzw. des Ver- 

bandsvorstehers 
 1. Aktueller Sachstand des Vergabeverfahrens 
     „Netz Westliches Münsterland“ 
 2. Wettbewerbsvereinbarung VRR-NVR-NWL 
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Die Investitionen können den Neu- und Ausbau von 
Kapazitäten einschließlich technischer Einrichtungen 
oder auf die innerbetriebliche Rationalisierung durch 
Umbau und / oder Modernisierung von technischen 
Anlagen zum Gegenstand haben. 
4. Ausgaben für die Erarbeitung und Durchfüh-
rung von Vermarktungskonzeptionen. 
5. Ausgaben für die Zusammenarbeit bei der Ent-
wicklung neuer Produkte, neuer Verfahren und neuer 
Technologien in der Land- und Ernährungswirtschaft im 
Rahmen der industriellen Forschung und der vor-
wettbewerblichen Entwicklung. 

Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung für die 
Nummern 1 bis 5 besteht nicht, vielmehr entscheidet die 
Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen 
Ermessens im Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel. 

Besonderheiten für Anträge nach Nr. 3 (Investitions-
maßnahmen): 
Fristende für die Antragseinreichung ist der 22.07.2009 
(Eingangsstempel der Dienststelle)  
Voraussetzung für die Entscheidung der Behörde ist der 
fristgerechte Eingang eines prüffähigen Antrags. Werden 
mehr Fördermittel beantragt, als im Laufe des Haus-
haltsjahres 2009 durch das Land bereitgestellt werden 
können, erfolgt zur Bewilligungsauswahl ein Ranking der 
Anträge.  
Nähere Auskünfte sowie Antragsformulare und die 
Richtlinien sind auf der Internetseite www.lanuv.nrw.de 
sowie bei der zuständigen Dienststelle erhältlich: 

Landesamt für Natur, Umwelt und  
Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen  
Fachbereich 83 
Leibnizstr. 10 
45659 Recklinghausen 

poststelle@lanuv.nrw.de 

Telefon (0211) 15 90-24 34 oder -24 47 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 282-283 
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